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111 Schluß
I. Einleitung
Am 15. 1. 1986 began nen sta atl iche Fo rstb ed ien stete mit der Rodung von etwa
38 ha Wald im baden- würuernbergischen Main-Tauber-Kreis t; damit wurde nach
mehr als achtjährige n pol itischen wie juristi schen Auseina nde rse tzunge n der erste
Schritt zur Verwirklichung de s - U ntem ehmens Prüfgelände- ge ta n.
Das Feld hierfür war vorbereitet worden zu näc hst durch Normenko ntro llent -
scheide des VG H Mannheim. im Juni 1982 wies dessen 5. Sena t die Anträge von
Rechtstitel hierfür schufen Wa ldumwandlungsgenehmigungen (§§ 9 f. LWa ldG BW) der
Fors tdire ktion sowie eine vor läufige Anordnung des Flurb er einigun gsamts gern. § 88
Nr. 3, § 36 FlurbG (vom 10.1 2. 1985, ABI. der Stadt Boxberg vom 13. 12. 1985, S. 3 H.);
nach ihr wurden die Ge meinden als U ntern ehmensträger in den Besitz näher bestimmter
Flächen eingewiesen und diese zugleich den Teilnehm ern entzogen (Ziff. I. 1. und 2.).
Mit Beschluß vom 9. 4.1 986 (7 S 3361/85) ste llte der 7. Senat des VGH BW die aufschie-
bend e Wirkung der Widersprüche gegen die Anordnung vom Dez. t 985 wiede r her: »We-
der die Dringlichkeit einer möglichst schnellen Verbesse rung der wirtsc haftlichen Regio-
nalstruktu r noch die innerbetrieblichen wirtsc haftl ichen Notwendig keiten und Sach-
zwänge der (Berreiberin} können die ch aotis chen Verhältnisse rechtfertigen , die ents te-
hen müßten, wenn dem Vo rhaben in einem fortgeschrittenen Stadium des Ausba us die
jetz t erreichte rechtlic he Gru nd lage wieder entzogen wird . . . Ge messen daran ist
es . .. zumutbar, d ie En tscheidung de s Bundesverfassun gsgeri chts abzuwarten- (S. 18
des Umdruc ks; vgl. auch unten, Anm . 160 und 204).
mehr als 40, zumeist als Grunds tückseigentümer Betroffenen auf Au fhebung der
sach lich-räumlich komplementären Bebauungspläne zweier Gemeinden im Nor-
den des Südweststaats ab ", Mit den Festsetzungen vornehmlich eines Sonderge-
bie ts Prüfgelände (gemäß § 11 Abs. I BauNVO ) woll(t)en die Kommunen d ie pla-
nungsrechtlichen Vo raussetzungen für die Realisierung eines Projekts schaffen,
von dem sie sich eine wesentliche strukturelle Verbesserung versprechen, sowohl
durch Beschäftigungseffekte als auch wegen der monetären Auswirkungen: Es
handelt sich dabei um die Errichtung einer Meßsrrecke der Fa . Daimler-Benz AG ;
dort sollen die Tests vorgenommen werden, die sich aus dem Erfordernis ergeben,
den Anforderungen an die Verkehrssicherheit und Umweltfreundlichkeit für
Kraftfahrzeuge zu genügen 3.
Wenige Tage vor dem Normenkontroll -Urteil hatte die obere Flurbereinigungs-
be hörde nach §§ I , 37 und 87 FlurbG sowie nach § 87 FlurbG i. V . mit § 144 f
BBauG für einen Bereich von 23 qkm, also beinahe dem Vierfachen des überplan -
ten Gebiets, die Flurbereinigung angeordnet". Auch diesen Akt erachtete der VGH
Mannheim für rechtens s; das BVerwG hie lt dann im Frühjahr 1985 die Revision
der insgesamt 15 Kläger für unbegründet, denn das Erkenntnis der Vorinstanz er-
weise sich jedenfalls im Ergebnis als richtig (§ 144 Abs. 4 VwGO)'. Das Urtei l des
obersten deutschen Verwaltungsgerichts befaßte sich zum ersten Mal mit den
Problemen der städtebaulich veranlaßten Unternehmensflurbereinigung 7 und er-
örtert dabei etl iche Punkte, die durchaus als eine »Weichenstellung in der Ent-
wicklung der Eigentumsverfassung . . . von his torischer Bedeutung« 8 erachtet wer-
den mögen. Zum spezifisch verfassungsrechtlichen Fragenkreis einer »privatbe-
günstigenden« Enteignung ist anderwärts Stell ung bezogen worden 9; im fo lgen-
den soll der »T eststreckene -Enrscheid des BVerwG vornehmlich in seiner verwal-
tungsrechtl ichen Dimension gewürdigt werden. Auch insoweit befriedigen die
Darlegungen nur wenig; sie befrieden daher auch keineswegs 10.
2 Urteil vom 30.6. 1982, ESVGH 33, 21 H. ( ~ DÖV 1983, 76 H.); ergangen für den Be-
bauungsplan au f Gemarkung B.; weitgehend deckungsgleich die nicht ver öffentlich te
Entscheidung hetr. die Ge markung A. vom seihen Tage.
3 So die (einheicliche) Begründung der beiden Bebauungsplane (dazu VGH BW, ESVG H
33,24), S. I, 6.
4 Beschluß vom 25. 6. 1982 (ABI. der Stadt Boxb erg vom 2. 7. 1982, 2 H.).
5 Urteil vom 6.7.1983, ESVGH 34, 24 H. ( - AgrarR 1983, 339 fl. - DÖV 1984, 37 f.
[nur Ls.]).
6 BVerwGE 71,1 08 H. ( ~ DVBI. 1985, 1135 H. - DÖV 1985, 868 H. ~ NVw Z 1985,
739 H. - ] Z 1986, 280 H.).
7 Spez iell hierzu auch Gram/ich, U PR 1986, 161 ff .
8 So der klägeri sche Prozeßbevollmächrigte in der mü nd lichen Verhandlung über den N or-
menkontrollantrag; s. a. Hi//enneier, BayVBI. 1985,449 (451); Ule, DVBI. 1985, 807;
Ho erht, AgrarR 1985, 273 (279).
9 Gram/ich, ]Z 1986, S. 269 H.
10 Vgl. Staat sanzeiger für Baden-WOrtt. Nr. 85/1985, S. 4 (»Erne ut [Landtags- jlfebarte
ober Te ststrecke in Boxb erg «): ferner Funk e-Ka iser, Urteilsanrn., betrifft Ju stiz N r. 4,
Dez. 1985, 157 H.
Il. Bauleitplanung, Flurbereinigu ng, En teignu ng - eine reibu ngslose VerknüpjUng?
1. Verbindung mehrerer Verfahrensarten der Flurbereinigung ?
a) Der 5. Senat des BVerwG hielt zunächst - im Einklang mit Vcrinstanz ! ' und
Literarur '! - die Verbindung von Verfahrensanen mit unterschiedlicher Zweck-
richtung in der Flurbereinigung für zuläs sig, denn bei so lcher Kombination wür-
den Aufgaben und Zuständigkeiten de r Behörden led iglich erweitert bzw. ergänzt
um die Kompetenzen des § 88 F1urbG, auch im Falle des § 144 f BBauG . Freilich
müßten die Anordnungsvoraussetzungen für jedes der - hier drei - Verfahren vor-
liegen, weil davon ..nicht nur die Begrenzung des Verfahren sgebietes und der
Kreis der Betroffenen, sondern auch das Verfahrensziel. der Grad der Betroffen-
heit der Beteiligten, das Ausmaß des Landverlustes und die Entschädigungsart ab-
hängen- lJ. Das »Gesraltungsermessen bei der Gebietsabgrenzung- habe hier nun
»im Rahmen einer Gesamtschau den tatsächlichen Zu samm enhang und die Wech-
selwirkungen der einzelnen Verfahren berücksichtigen- können; im übrigen ent-
stünden -den Teilnehmern durch die einheitliche Festlegung des Verfahrensge-
biets keine Nachteile- 1' . ,
Der Flurbereinigungssenat de s VGH Mannheim war zuvor zudem auf verfas-
sungsrechtliche Bedenken gegenüber der Verfa hrensverbindung eingegangen . In
der Untemehmensflurhereinigung würden - ledigfich in Anwendung des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit Enteignungen für die Betroffenen auf mög lichst we-
nig nachteil ige Weise vol lzogen- H; diese seien »rein untemehmensbedingt«, ihre
Erforderlichkeit und Zu lässigkeir beruhe Stets und allein auf dem Gesetz, welches
das - im Sinne der Flurbereinigung - fremdnützige Unternehmen rechtfertige 16 .
b} Dies überzeu gt nicht. Gewiß ist die Rege l-Flurbereinigung ebenso wie die
Bauland-Umlegung nach §§ 45 H. BBauG grundsatzlieh nicht Enteignung i. S. des
An . 14 Abs. 3 GG; zwar wen iger, weil sie »im Interesse der Gesamtheit der Betei -
ligten (§ 10) liegt und die Teilnehmer eine n Anspruch auf gleichwertige Landa b-
findung haben« 11, woh l aber, weil h ier privarnützig geprägte Eingriffsinstrumente
gestaltet wurden: Der Zugriff erfolgt rege lmäßig gerade nicht mit dem Ziel,
Grundstücke dem bisherigen Eigner endgültig zu entzie hen: ähnlich einer Nova-
tion bleiben die ursp rünglichen Rechte im Grund unangetastet. Bei der Unterneh-
mensfl urbereinigung (nach § 87 FlurbG allein wie i. V. mit § 144 f BBau G) hinge-
11 VGH BW, E5VGH 34, 24 H.
12 Quadfli~gJ Recht de r Flurbereinigung, § I Rdnr. 9, § 87 Rdnr. 26 sowie die ebd., unter
§ 87 Rdn r. 22, abgedruckten »Empfehlungen zum Flurbereinigungsverfahren . . .«; Seebu-
sm/Sdnuede, FlurbG-Komm., 4. Auf!. 1985, § 87 Rdnr. 27, § 103 j Rdnr. 2.
13 BVerwGE 71, 113.
14 Ebd. 139; dazu noch unten 4.
15 Umdruck, 5. 60 (f.). in ESVG H 34, 24 H. insoweit nicht abgedr.
16 Mit den Ausführungen in ESVGH 34, 25 H. sind diese Passagen freil ich nur schwer ver-
einbar.
17 So aber SeehusenlScbwede (Fußn. 12) § I Vorb., im Anschluß an BVerwGE 3, 156 (157); s.
ferner BVerwGE 12, 1 (5 1.); BGHZ 31, 49 (55); 66, 173 (178); 86, 226 (229 1.).
gen bricht der Unternehmensträger mit den Alt-Eigentümern gegenüber selbstä n-
digen , fremden Int eressen in deren Kreis von außen ein und beansprucht für sich
die Zuteilung bestimmter Flächen . Bei einer Regel- Flurberein igun g jed och kann,
insoweit anders als gern. § 59 Abs. t BBauG, niemand verlangen, mit G run dstü k-
ken in bestimmter Lage, mit bestim mten Eigenscha fte n o. ä . abge funde n zu wer-
den 18 . Daher wäre über § 44 F1urbG ein Recht auf Zuweis ung der fü r das Prüfge-
lände benötigten Flächen nich t zu erreichen 19. Auch müssen alle von einer Unter-
nehmensflurbereinigung Betroffenen einen frem dnützigen Entzug ihre s Grundei-
gentums hinneh men ; diese Maßnahme erfolgt insgesamt aus Anlaß und im Inter -
esse der Verwi rk lichung des jewei ligen ..Unternehmens.... ; § 87 FlurbG selbst kenn-
zeichnet das Verfahre n als eines, das an die Ste lle von Enteignung sakten tritt.
Bereits die Anordnung, der verfahrenseinleitende Verwaltungsakt, ist sohin an
die Zulässigkeitsvo rausse tz unge n eine r Enteignung, an Art . 14 Abs. 3 GG gebun-
den ; zu diesem Erge bnis gelang ten auch VGH20 und BVerwG 21, wenngleich mit
unterschiedlichen Polgeru ngen.
c) Nur die ant eiligen Landabz üge nach § 88 N r. 4 FlurbG als Enteignungsa kt
anzusehen, wie dies häufig geschieht 22 , verkennt allerdings d ie Bedeutung der pri -
märe n eigentumsrechtli chen Bestandsgarantie. den enge n Zusammenha ng zwi-
schen Plan (festst ell)un g und Vollzug". Art . 14 GG trennt allein zwischen (mög li-
cherweise verfassung swid rige r) 24 Inh alts- und Schranke nbes timmung (Fall der Re-
gelflurbereinigung) zum einen sowie der Enteignung andererseits {Unternehmens-
flurbereinigung) ; ein Drittes gibt es nich t. Da her dürfen mit de r einen Verfahre ns-
art nicht Ziele und Zwecke der andern verfolgt werden . Der Gesetzgeber hat
diesen grundgesetzlichen Vorgaben Rechnung getragen; so brauchen die Voraus-
setz ungen des § 1 FlurbG im Un ternehmensverfahren nicht vorzuliegen (§ 88
Nr. 1 Satz 1 FlurbG) " . Das BVerwG weist zudem darauf hin, beim Vorgehen
nach § 87 FlurbG sei wede r für Maßna hmen nach § 37 Abs. 1 Satz 2 noch für eine
Land- Bereitste llung nach § 40 FlurbG Platz ".
Gege n die Zulässigkeit der Verb indung unterschied licher flurbereinigungsver-
fahrensarte n spricht auch der Umstand , daß das Ges etz selbst die Verbindung be-
stimmter Mechani smen ausdrücklich für rec hte ns erklärt hat (§§ 103 i, 103 k
18 Vgl. Bauis/Krantzberger/L öbr, BBauG-Komm., 1985, § 59 Rdnm. 6 H. zum einen, Seebw-
sen/Sdnoede (Fußn. 12), § 44 Rdnrn . 40 f. und § 87 Rdn r. 8 and erer seit s.
19 BVerwG E 71, 114, unter Hi nweis auf BVerw G, RdL 1975,27 1 (272).
20 ESVG H 34, 33 H.
21 BVerwGE 7 1, 118 f. ( - DVB\. 1985, 1137).
22 Vg\. nur Seehusen/Schwede(Fu ßn. 12), § 87 Rdnr. 4; BVerwG, RdL 1981, 93 (94); BGHZ
66, 175 L; wohl anders aber Hoecbt, AgrarR 1985,279; Krobn, Agra rR 1984, BeiL I. 17
(18).
23 Dazu eingehend er Gram/ich, UPR 1986, 162 H.
24 Vgl. Bams, Allgemeines Verwaltungsrecht 1985. 294 L; Kna uber, NVwZ 1984, 753 H.
25 Vgl. Seehusen/Schwede (Fußn. 12), § 88 Rdnr. 3.
26 BVerwGE 7 1, 114; wo hl anders Quadjlieg (Fußn. 12), § 87 Rd nm. 30 f.; SeehusenlSchwede
(Fußn. 12), § 87 Rdnr. 22 und § 88 Rdnm. 1, 4.
F1urbG), üb erdies in § 87 Abs . 3 und 4 eine zeitl iche Au fe ina nderfo lge und das
Ineinandergreifen verschiede ner Verfahren speziell geregelt ist . Beides legt den
Umkehrschluß nahe, in sonstige n Fällen sei die Kom bination uorersagt ".
Schließlich bekräfti gt auch § 88 N r. 10 F1urbG, daß d as vereinfac h te Verfah re n
nach § 86 F1urbG - an sich vorgesehen nicht zuletz t, um »die Durchfü hru ng von
städtebaulichen Maßnahmen zu erm öglichen« - für eine Unte mehmensflurberei-
nigung gleichfa lls nicht in Betrach t kommt .".
2. Das Vetbdltnis der Rege/jlurhereinigung zur/achplanakzessorischen und zur städte-
baulich oemn leß ten Unternehmensf/urbereinigung
a) Das Vorhaben Prüfgelände kön nte mittels Regelflur bereinigung seiner Ver-
wirklichung kaum nähergebracht werden. Selbst die »Förderung der Landenrwick-
lung.. als weitere, neuere Aufgabe der Flurbere inig ung erlaubt bloß, ..durc h Bo-
denord nung die Du rchführung von außerha lb des Flurbereinigungsverfahrens er-
folgenden Fremdplanungen zu erl eichtem«, nur eine ..un te rstützende "Tätigkeit« 2'.
Das Flurber einigungsgericht unters trich überdies, ein Eigeninteresse der Teilneh-
mer (§ 10 N r. I F1urbG), welches au f di e Bewältigung der durch d ie Projektreali-
sierung entstandenen Folgen sowie ggf. auf eine Bereinigu ng andere r Flächen im
Gebiet gerich tet sei, nehme der Inanspru chn ah me ihrer Grundstüc ke nicht den
Enceignungscharakter, denn dieses Interesse sei dem des (Industrie-)Unterneh-
mens eben nicht gleichgericht et 30 .
b) Insoweit sind die Voraussetzung en des § 87 F1u rbG, für sich betra chtet,
ebenfalls nicht gegeben, den n dies setzte eine (außerenteignungs rechtl iche) Plan-
feststellung ode r ein ähnliches Verfahren 31 voraus. Als Rechtsgrundlage für den
Beschluß der o be re n Flurberein igungsbehörde bleibt so alle in § 144 f BBau G ; hier-
nach kann auf Antrag einer Gemeinde mit Zustimmung der höh eren Verwaltungs-
behörde nach § 87 FlurbG ein Verfa hren auch dann eingeleitet werden, wenn für
städtebauliche Maßnahmen land- oder forstwirtschaftl iehe Grunds tücke in An-
27 Ähnlich verlauten die Gesetzes materi alien, s. SeehusenlSchwede (Fuß n. 12), § 87 Rdnrn . 23
und 26).
28 BVerwG, RdL 1981, 93 (94); Seehusen/Srhwede (Fußn . 12), § 86 Rdnr. 2, § 88 Rdnr . 52;
s. a. OVG Münster , NuR 1985, 333 H.
29 BVerwGE 71, 114; ebenso VGH BW, ESVGH 34, 25 ff .; Seehusen/Schwede (Fußn. 12),
§ I Rdnr. 8; Quadjlieg (Fußn. 12), § I Rdnr. 66 f. i. V. mit 50; Hoecbt, BayVBI. 1985, 705
(709).
30 ESVGH 34, 28 und 30.
31 Q uadjlieg (Fußn. 12), § 87 Rdnr. 140, nennt insoweit die Aufstellung eines Bebauungs-
plans Statt eines Planfestste llungsverfa hrens (§ 17 Abs. 3 FStrG) sowie die Vorhabens-Be-
zeichnung nach § lAbs. 3 LBG. Letzteres wird deren Q ualifika tion durch die Gerichte
allerdings kaum gerecht (s. BayVGH, B.ayVBI. 1981. 241 f.• mit Anm. Paal; ebd . 242 H.,
und Geiger, DÖV 1982, 648; BVerwG, DVBI. 1983, 345 ff.).
spruch genommen werden ." und der den Betroffenen entstehende Landverlust auf
einen größeren Krei s von Eigentümern verteilt werden soll )).
aal Eine so lche Anordnung setzt mithin das Zusammenwirken von drei Behör-
den voraus, der antragsberechtigten Kommune, der höheren Verwaltungsbehörde
sowie der oberen Flurbereinigungsbeh örde. sie trifft die abschl ießende Ermessens-
entscheidung ). über die Verf ahrenseinleitung.
Bei der Abgrenz ung der Kompetenzbereiche im Hinblick auf diesen Verfa hrens-
gang erscheint die Po sition der Initiantin am ehesten faßbar. Dem Vollzug kom-
munaler Planungshoh eit wird hier ein zusä tz liches Geleis gescha ffe n, neben Umle-
gung und (klassische r) Erueignung" . Aus dieser Erkenntnis erschließt sich zu-
gleich das rechte Verständnis de s Begriffs »städrebauliche Maßnahme« )' . Einmal
untersch eidet er sich von der »M aßnahme zur Verbesseru ng de r Agra rstru krur«";
sodann umfaßt er mehr als »Sanieru ngs-« und »Enrwickhingsmaßnahmen« nach
§ I StBFG ", sollte er doch gerade deren Beschränkungen überwinden. Das
BVerwG legt dem Termi nus umfassende Bedeutung bei: Jed enfalls solche Maß-
nahmen seien »städtebauliche«, die von der Kommune - als Trägerirr der Bauleit -
planung gern. § 9 BBauG in Bebauungsplänen festgesetzt werden können , um die
städtebauliche Entwicklung und O rdnung sicherzuste llen (§ l Abs. 3 BBauG).
Diese Zielsetzung wird in § lAbs. 6 Satz I BBauG näh er . . . konkretisiert .. .
Dem dient auch die Ausweisung von Sondergeb ieten i. S. des § 11 Bau NVO «)9.
Städtebauliche Maßnahmen sind zum einen stets und nur solc he der Ge meinden,
daher weder mit - baulicben- Ma ßnahmen (§§ 37 f. BBauG) dec kungsgleich noch
mit einer jeden Nutz ung »entsprechend den Festsetz ungen eines Bebauungsplans«,
32 Hier nicht notwend ig »in großem Umfang- (SeehuJeniSchwede [Fußn. 12], § 87 Rdnr. 17).
33 Flurbereinigungsanordnungs - wie Widers pru chsbescheid nannten hingegen die Alrem a- .
rive (s-Nachteile zu vermeiden. die der allgemeinen Landeskultur durch die städteba uliche
Maß nah me entstehen«) als Zweck. Daß eine Flurbereinigung »mit einer Fläche von
2.290 ha nich t erforderlich ist. um Wege und Wasse rgrä ben im G renzbereich der Bebau-
ungspläne zu verlegen oder einige Grenzgrundstücke neu zu Iorrnen«, liegt jedoch auf
der H and (so VGH BW, ESVGH 34, 32: ebenso BVerwGE 71, 118).
34 ErmtlZinlcahniBielr:nbr:rg, BBauG-Komm., § 144 f RJ llr. 14; Bal/is/Krautz bergerlLöh r
(Fußn. 18), § 144 f Rdnr. 2; undeutlich Quadjlieg (Fuß n. 12), § 87 Rdnr. 96. und auch
Oyüge/mann/Stahnk e, BBauG-Komm., § 144 f Rdnr . 19.
35 VGH BW, ESVGH 34, 36 f.
36 Vgl. die Überschrift des T eils VII a, §§ 144 a Abs. I, 144 b Abs. I, 144 d Abs. I, 144 e
Abs. I, sowie 25 Abs. 1 Satt 1, 25 a Satz 1 BBauG; Dy ong, in: E rnJtlZinkahniBie/enberg
(Fußn. 34), § 25 Rdn r. 4, § 25 a Rdnr. 8.
37 Zu § 25 a S.3 BBauG Dyong (vorige Fußn.), Rdnr. 13; s. a. die den in Art. 91 a Abs. 1
Nr. 3 GG verwandten Begriff kon kretisierende Legaldefinitio n in § 1 des Gesetzes über
die Gemeinschaftsaufgaben »Verbesserung der Agrarstruk tur und des Küsten schutzes-
(BGBI. 1969 I, 1573).
38 EmstlZin1<ahn/Bi<lenb<rg (Fußn.34), Vorb. §§ 144 a- 144 f Rdn r. 15, § 144 f Rdnr. 5 f.:
Quadjlj~g (Fußn. 12). § 87 Rdnr. 15 f. - Die von BVerwGE 71, 119 angeführte Belegstelle
aus dem Ausschußbericht zur BBauG-Novelle 1976 ist unergiebig.
39 BVerwGE 71, 115f. ( - DVBI. 1985, 106f.): ähnlich bereits VG H BW, ESVGH 34,
35f.
die in der Regel ja von privaten Bauwilligen ausgeht. »So nstige« städtebauliche
Maßn ahmen etwa (§ 144 b Abs. 1 BBauG ) setz en eben nicht die Aufstellung bzw.
Verbindlichkeit eines Bebauungsplans vora us 40. Nur wenn und sowei t daher ein
Bauleirplan eine städtebauliche Maßnahme bindend festsetzt - und nicht bereits,
weil irgendeine Festsetzung in ihn aufgenommen ist - , kann auch deren Realisie-
rung wieder eine städtebauliche Maßnahme sein.
Das Kriterium einer - städtebaulichen Zielsetzung.. des weiteren sagt lediglich
etwas dazu, ob insowe it überhaupt die gemeindliche Verbandskompetenz be-
steht " . Welches Instrumentarium hierfür verfügbar ist, bleibt damit noch offen 41.
Wenn BVerwG und VGH Mannheim allein die Verortung der Plangebiete ent-
sprechend dem »Gebot der Rücksichtnahme- 4) hinreichen lassen 44 , wird das Er-
fordernis spezifisch städtebaulicher Zielsetzun g vermengt mit der Frage nach der
Notwendigkeit eines Bebauungsplans als Folge der Vorhabengröße und -ko rnple-
xität (Außen. und Binnenkoordination) 45, in Abgrenzung zur Zulässigk eit schon
nach § 35 (Abs, 1) BBauG ". .
bb) Der verfa hrenseinleiten de Antrag nac h § 144 f BBau G bedarf so dann der
Zustimmung der höheren Verwahungsbeh örde ": sie wäre im sonst ggf. einzu-
schlagenden Verfa h ren nach §§ 85 H. BBau G regul äre Enteig nungs behörde". Bei
der (fachplanakzessorischen) Untern ehmensflurbereinig ung nach § 87 Abs. 1
FlurbG ist übrigens ebenfalls die Enteignungs beh örde. die freilich nicht notwend ig
die höhere Verwaltungsbehörde zu sein braucht 4' , eingeschaltet, auch hier jedoch
nicht als letzten tscheidende, sondern als bloß antragsberechtigte Stelle. D iese eher
zweitr angige Verfahrensposition, freilich als Vetorecht ausgestaltet, besagt
schwerlich viel über Gegenstan d und Gewic ht ihres Vo tums. Insoweit erscheint
40 Em,tlZinltabnlBielenberg (Fußn. 34), § 144 b Rdnr.12; BTÜgelm4n n/Stahnlte (Fußn. 34),
S144 b Rdnr. 8; BauislKrautzbergerlLiihr (Fußn. 18), § 144 a Rdnr. 3.
41 Schmidt-Aßmann, in: ErnstlZinkahnlBielenberg (Fußn . 34), § 1 Rdnr. 30; FriauJ: in: 'Von
Münch( Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 7. Aufl . 1985. S. 439 (454 f.): BauisiKrautz-
bergerlLöhr (Fußn. 18), § 2 Rd nm . 4 I.
42 Vgl. die Materialien zum Baugesetzbuch (Heft Nr.03.108 aus der Schriftenreihe 03
..Städteba uliche Forschung- des Bundesministers (Ur Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau, 1984), S. 149 f.
43 Hierzu allgeme in etwa Alexy, DÖV 1984, 953 H.; Peine, ebd . 963 H.; Redeker, DVBI.
1984, 870 11.; Schlicht", ebd. 875 H.; WahOuS 1984, 577 (584 1.); J. M arlen<, NJW 1985,
2)02 (2306 I.); Geiger, JA 1986, 76 H.
44 BVerwGE 7 1, 116 ( - D VB!. 1985, 1135); VGH BW, ESVGH 33, 27; 34,31.
4S Vg!. BVerwG, NVwZ 1984, 169 ( 170); dazu Dolde, ebd. 158 I.; lerner Peine, DÖV 1983,
909 H., 1984, 462 I.; Wegener, DÖV 1984, 460 H.
46 Zu Nr. 5 dieser Nonn s. aber Hoppe. NJW 1978, 1229 (1233); vgl. ferner zu ..Abgraben-
gen - i. S_von §29 Satz 3 BBauG BGH, VBIBW 1985, 349 (35 1 1.).
47 In Baden -W ürnemberg wurde von § 147 Abs. 3 BBauG kein Gebrauch gemac ht; vgl. § 1
der 2. DVO BBau G 1979.
48 Bei einer Baulandumlegung wäre allerdings das Reg ierungspräsidium nur als Wider-
spruchsbehörde befaßt (s. §§ 5 H. der 1. DVO BBauG) . Hin gegen ist sie zuständig nach
§ 17 Abs. I LEntG 1982.
49 Siehe vorige Anm.; ferner QuadjIieg (Fußn. 12), § 87 Rdnr. 91.
überaus aufschlußreich ein Blick auf die Aufgaben- und Kompetenzverteilung bei
der »no rmalen« Unternehmensflurbereinigung: D ie Verantwortung für d ie Enteig-
nung bleibt hier bei der Enreignungsbe hörde, lediglich ihr Vo llzug erfo lgt statt
nach enteignungsrechtlichen Vorschriften im (Unternehmens- )Flurbereinigungs-
verfa hre n SO. In der dem § 144 f BBauG vo raus liegenden Bestimmung des § 70
StBFG Si war durchaus fo lgeri chtig in Abs. 1 Satz 4 festgelegt, die höhere Verwal-
tungsbehörde sei zuständig nach § 88 N r.3 F1urbG (a. F.)", damit aber zum An-
trag befugt, »wann der T räger des Unternehmens in de n Besitz der benötigten fl ä-
chen einzuweisen ist.. (Satz 3). Diese Regelung ist 1976 entf allen !' , wei l die Flur-
bereinigungsbeh örde nac h § 88 N r. 3 (n. F.) nunmehr o hne förmliche Beteiligun g
der für das Unternehmen zustä nd igen Beh örde eine vorlä ufige Anord nung gern.
§ 36 F1urbG erlassen könne ". Seither klafft (scheinbar) eine Lücke zwischen
Bau (planungs)- und Flur bereinigungsrecht; noch immer hand elt nämlich § 88
N r. 3 Satz 1 FlurbG vo n der - Für da s U nterne hmen zu ständigen Beh örd e- und da-
neben vom »Tr äger des Unte rnehme ns«. Ge rn. § 144 f Abs. 1 Satz 4 BBauG (ähn-
lich wie zuvor nach § 70 Abs. 1 Satz 3 StBFG) sind d ie Gemeinden allein letzteres.
Nur wenn das jeweilige »Unternehmen« als die »städrebau liche Maßnahme- i. S.
von § 144 f BBauG verstanden wird SS, wären sie auch »zuständ ige Beh örde«. Dann
käme allerdings § 144 f Abs. 1 Satz 4 BBauG nu r insoweit eigenständige Bedeu-
tun g zu, als allein d ie Ge meinden zum Unternehmens tr äge r taugten, also nicht
mehr, wie vordem, auch vo n ihn en benannte Sanieru ngs-/Entwi cklungSträger s6•
ce) Da s BVerwG meint allerdings, eine Entsc heidungsz ustä ndigkei t der höhe-
ren Verwaltungsbehörde sei einzig im Falle der §§ 85 ff., 104 ff . BBau G gegeben,
ob zwar auch d ie fü r d ie obere Flurbereinigungsbehörde ma ßgeblichen Prüfun gs-
kri terien (mit Recht) dem V. Teil des BBauG entnommen werden " . Wa ru m aber
nu r und gerade bei § 144 f BBauG der Flurbe re inigungsbehörde neuartige Kompe-
tenze n übertragen sein so llten, die ihr so nst nirgends zu steh en , ist kaum eins ichtig;
inso nderheit wird eine Letztentscheidungszu Ständigkeit dieser Behörde wed er in
§ 144 f noch so nst in Teil VI I ades BBau G ausdrücklich sta tuie rt oder irgendwie
näher angespro chenw. D aher dürfte dem VG H Mannheim darin zu folgen sein,
daß die Flurbereinigungsbehörden auch beim Vorgehen nach § 144 f BBauG
50 VGH BW, ESVG H 34, 35 f.; SeehuseniSchwede (Fuß n. 12), Vorb. §§ 87 H.; Quadf/ieg
(Fußn. 12), § 87 Rdn r. 92.
51 I. d. F. vo m 27. 7.1971, BGB!. I, 1125.
52 D. h. vor der Novelliero ng (BGB!. 1976 I, 546); Syno pse beider T exte bei Quadfiieg
(Fußn. 12), A.
53 Siehe die Bek . der BBauG-Neufassu ng. BGB!. I. 2257 .
54 So Quadf/ieg (Fußn. 12), § 87 Rdn r. 16.
55 So Briige/. "m nlSteh.ke (Fuß n. 34), § 144 f Rdnr. 12.
56 VgI. EmstlZinkahnlßielenberg {Fußn. 34), § 144 f Rdnr. 13; zum alten Recht Heitze rlOest-
reicher. BBauG und StBFG, 5. Aufl . 1973, § 70 StBFG Anm . I c.
57 BVerwG E 71, 121 f. ( - DVBI. 1985, 1138 f.).
58 Leges speciales sind die BBauG-Normen nur in ande rer H insicht (5. Emst/Zinkabn/Bielen-
berg (Fußn. 34), § 144 f Rd nr. 9; Quadf/ieg (Fußn. 12) § 87 Rdnr. 38).
i. V. mit § 87 FlurbG bloß vollziehend tätig werden dürfen " . Die »Zulässigkeitsenr-
scheidung« in bezug auf eine Enteignung kan n daher nu r entweder bei der antrag-
stellenden Geme inde oder der ebenfalls verfahrensbete iligten höh eren Verwal-
tungsbehörde liegen.
dd) Das BVerwG widerspricht insoweit dem Flurbere inigun gssenat des VGH
Mannheim, won ach kommunale »Planfestsetz ung und Ente ignung in einem unlös-
baren tatsächlichen und rechtl ichen Zu sammenhang- stünde n 60 . Nach Auffassung
der Revisionsinstan z haben Gemeinden keine Ente ignungsbefugnisse; ein Bebau-
ungsplan könne, weil er für sich allein noch keine Rechte umges ta lte, auch nicht
unmittelbar in beste hende Rechtspositionen des Bürgers eingre ifen 6 1. _§ 144 f
Abs. 1 Satz 1 BBauG begründet fü r die Gemeinde n keine Zuständigkeit, anstelle
der oberen Flurbereinigungsbehö rde und für diese binde nd über die Frage der
Enteignungszulässigkeit zu entscheiden. Die Gemeinde n haben .. . nur die verfah -
rensrechtliche Befugnis, du rch Antragste Ilung ein Verwaltungsverfahren ausz ulö-
sen, indessen nicht die Kompetenz zur Entsche idung in der Sache selbst - 62 .
Ein Vergleich der gemeindlichen Position in den Verfahren zur Verwirklichung
städtebaulicher Planungen zeigt, da ß in der T at bei der Untemehmensflurbereini-
gung deren Stellung günstiger ist als beim »normalen« Enteig nungsverfahren (s.
§§ 105, 107 Abs. 1 N r.6 BBauG); vo n der kommunalen In itiative hän gt die Einlei -
tung wie Durchfü hrung des Verfahrens ab. Bei der Baulandumlegung hingegen ,
die als Sozialbindung des Eigentums ausgesta ltet ist 6 ') , wird der Gemeinde selbst
die Abwicklung in die H and gegeben; daß in Umlegungsausschüsse n oft auch an-
dere Behörd en vert reten sind 1>4, tut d ieser Zuo rdnung keinen Abbruc h 6 5. Im
Gegente il: Die M öglichkeit , di e Flurbereinigungs behörde n in di e Durchführung
einer Umlegung einzuschahen'", ist ein weiterer Beleg dafür, daß diesen Ste llen
Bodenordnungsaufgaben nur dann zukommen (dü rfe n), wenn sie sich als eigen -
tumsgestaltender Val/zug von Fremdp/anungen darstellen. Die skizzierte Dreiheit
gemeindlicher Plan realisierungswege verdeutlicht zugleich, da ß das BBauG die
Gemeinden nur im Rahmen des An. 14 Abs. 1 Satz 2 GG selbst entscheid en läßt " .
Anträge, deren positive Verbescheidung Enteignungen bewirken (kö nnen), recht-
59 ESVGH 34, 36 f.
60 Ebd. 39 I.
61 BVerwGE 71, 117 und 121 ( - DVBI. 1985, 1137 und 1138). Dies ist freilich zuminde st
mißverständlich (vgJ. BVerfGE 70, 35 [52 f.] mit Anm . Z uck, ]Z 1985, 1049 f., Schenke,
DVBI. 1985, 1367 H.; s. a. Goer/ich, DÖV 1985, 943 H.).
62 BVerwGE 71, 121 ( - DVBI. 1985, 1138).
63 Grundlegend Schmidt-Aßm ann, DVBI. 1982, 152 (153H.): s. ' . Gram/ich, UPR 1986,
162 f.; Wendt, Eigent um und Gesetzgebung , 1985, S. 381 f.
64 Freilich nicht in Baden- WOn temberg; s. §§ 1 H. der 1. o v a BBauG , und dazu Kunzel
BronnerlKa/z, Gemeindeord nung, 4. Au f!. 1984 ff .• § 39 Anm. 3.
65 Ba//islKrau/zbergerlLöhr (Fußn. 18), § 46 Rdnr. 14.
66 Ge rn. § 46 Abs.2 Nr.4 bzw . Abs. 4 BBau G; zum Unterschied Battis/Krautzberger/Löbr
(Fußn. 18) § 46 Rdnm. 25 H.
67 S. a. Gassner, NVwZ 1982. 165 ( 168); BGH, NVwZ 1984, 750, sowie bereits aVG MUn-
srer, DÖV 1960, 312 (3131.).
fertigen sich sohin nur, wenn und weil sie dazu dienen, städtebauliche Ziele ins
Werk zu setzen; sie implizieren aber nicht eine (Vor-) Entscheidung über die Zu-
lässigkeit von Enteignungen'". Daher liegt auch im Falle von § 144 f BBauG
i. V. mit § 87 FlurbG die sachliche Prüfung, ob den Voraussetzungen des An. 14
Abs . 3 GG genügt wird, bei der höheren Verwaltungsbeh örde.
c) In der »Prü fgelände--Angelegenheit ist die Enteignungszulässigkeit freilich
eher unzulänglich erörtert worden. Die Anordnungsbehörde äußerte sich hierzu
lediglich hilfsweise, im Hinblick auf §§ 85 H. BBauG"; erst das BVerwG befaßte
sich damit näher, weil diese Frage notwendig Inhalt eines Beschlusses nach § 144 f
BBauG i. V. mit § 87 FlurbG sei.
aa) Auch der 5. Senat zog als das nach der Kompetenzordnung des Grundge-
setzes insoweit maßgebliche Enteignungsgesetz 10 §§ 85 ff. BBauG heran. »Eine
einzelobjektbezogene. die individuellen Verhältnisse jedes von der Landinan-
spruchnahme erfaßten Einzelgrundstücks berücksichtigende Beurteilung« hielt das
BVerwG freilich »weder (für) möglich noch (für) verfassungsrechtlich gebotene,
denn zu einer objektbezogenen Enteignung solle es gerade nicht kommen. Weil
die Projektverwirklichung mit einem gegenüber der Enteignung milderen, »ver-
hältnism äßigeren« Mittel und in einem Verfahren angestrebt werde, »das mit dem
Ziel der durch das Unternehmen notwendig gewordenen Folgenbewältigung die
Vorteile einer Neuordnung der Besitzverhältnisse verbindet ... und vornehmlich
darauf gerichtet ist, den Grundbesitz und die landwirtschaftlichen Produktions-
grundlagen soweit wie möglich zu erhalten«, reiche die Prüfung aus, »ob für die
im Einzelfall in Aussicht genommene städtebauliche Maßnahme außerhalb des
Flurbereinigungsverfahrens eine Enteignung dem Grunde nach zulässig wäre« 11.
Das BVerwG scheint hier mit einer Differenzierung zwischen Eigentums- und
(bloßem) Besitzentzug zu operieren, die - wenn überhaupt - für Umlegung und
Regel-Flurbereinigung bedeutsam sein mag. und läßt letztlich den Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz ausschlaggebend sein . Zwar wird eine zulässige Enteignung im
Fane des (§ 144 f BBauG i. V. mit) § 87 FlurbG auch eben dann vorliegen, wenn
Maßnahmen unmittelbar nach §§ 85 H. BBauG übermäßig wären, weil sich der Flä-
ehenbedarf durch Landbereitstellung in der Flurbereinigung decken oder dabei im
Interesse einer »Lastengleichheit« auf einen größeren Kreis von Betroffenen ver-
teilen läßt 12 • D as Übermaßverbot trägt jedoch nichts bei zur Abgrenzung von So-
zialbindung einerseits und rechtmäßiger Enteignung andererseits: Ein hoheitlicher
Eingriff kann nur entweder als Inhalts- bzw. Schranken bestimmung oder als
68 Dem dürfte die Auffassung von drei Konkretisierungsstufen bei Bryde, in: von Münch
(Hrsg.), GG-Komm., 3.Auf!. 1985, Bd. I, Art . 14 Rdnr. 80, nicht hinreichend Rechnung
tragen.
69 I. u, erst im Widerspruchsbescheid vom 9. 11. 1982 (58/2 /82 A), S. 8, unter Hinweis auf
Quadjlieg (Fußn. 12), § 87 Rdnr. 53, wo freilich allein der Vollzug von Planfeststellungs-
beschlüssen in Erwägung gezogen ist.
70 Im Anschluß an BVerfGE 56, 249 (261).
71 BVerwGE 71,123 (- DVBl. 1985,1139).
72 Quadjlieg (Fußn. 12), § 87 Rdnr. 54, anknüpfend an BGHZ 67, 320 (327 f.).
(Teil- jEntz ug von Eigentum verfassungskonform sein. Die Unternehmensflurbe-
reinigung als Vollzug von Fremdplanungen, deren vorrangiges Ziel nicht erst die
Polgenbew ältigung. sondern die Schaffung der Voraussetzungen für ein »Unter-
nehmen- ist, läßt sich daher nur dann im Einklang mit Verfassungsrecht einleiten
und durchfuhren, wenn zunächst die Zu lässigkeit einer Enteignung festgestellt ist.
Der Gesetzgeber hätte die ses Verfahren also nicht als Inhalts- und Schrankenbe- -
stimmung des Eigentums ausgestalten dürfen, und er hat dies auch nicht getan lJ .
bb) Ob eine Enteignung im vorliegenden Fall zul ässig sei, mißt das BVerwG an
§ 85 Abs. 1 Nr. l (I. Alt .) BBauG; »vo n der Prüfung, o b eine La ndi na ns pru ch-
nahme im Wege der Enteignung durch Gemeinwohlbelange gerec htfertigt wäre«,
werd e daher »nichr erfaßt . . . die weiterh in landwirtschaftlich nutzbare Fläche von
212 ha (innerhalb des überp lanten Bereichs). Ob und inwieweit in die sem Bereich
wegen möglicher Nutzungsbeeinuächtigungen durch das Betreiben des Prüfgelän -
des Neuordnungs- und Austauschmaßnahmen angebracht ode r erforderlich sein
werden, muß der Plangestaltu ng der Flurbereinigungsbeh örde bei der D urchfüh-
rung des Verfa hrens vorbe halten ble iben - 14. Ausgespart wird dam it das zentrale
Problem, wie denn die gewissermaß en »überschießende- Absicht der Gemeinden
und des Prüfgel ändeberreibers, alle im Plangebiet belegenen Flächen in des letz te-
ren Eigentum zu überführen 7 S, üb erhaupt real isiert werd en könne, wenn doch
hierfür die Enteignungsvoraussetz ungen offenbar nicht gegeben sind.
ce) D as W ohl der Allgemeinhe it, welches in § 87 Ab s. I BBauG gleic hbedeu tend
wie in Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG verwendet ist ]6, erfordere die Enteignung zur Ver-
wirklichung des Prüfgeländes; es liege hier sog ar ein qu alifiziertes, geste igertes,
sachlich objektives öffe ntliches Interesse vor n . Das BVerw G richtet sich dabe i
vorab an einem jüngeren Erken ntnis des BVerfG 18 aus. Im H inbl ick auf den Bau
eines Hoch spannungsmaste s auf und die Errichtung einer Freileitung über ein
Grundstück durch ein Energieversorgungsunternehmen erachtete der 1. Senat die
Enteignung zugunsten eine s privatrechtlich orga nisierte n Unternehmens »jeden-
73 Dazu Böhmer, Der Staat 24 (1985),157 (1195 H.); den., AgruR 1984, Beil. 1, S. 2 (12 H.);
Gauner, NVwZ 1982, 167; Grooterhorst, DVBI. 1986 , 82 (85); BVerfG, DVBI. 1986, 94
(95).
74 BVerwGE 71, 123 und 126 (- DVBI. 1985, 1139).
75 VgJ. S. 34 f. der Bebauungsplan-Begründungen sowie Ziff. I un d 11 der am 9. 12. 1985 no-
ta riell beurkundeten Planvere inbaru ng zwisch en den be tr . G emeinden, dem Land Bad en -
Won temberg und der Prü fge lände- Betr eiberin; zur Rech tserhebli chk eit einer Plan-Be-
gründung (hier nach § 9 Abs . 8 Sat z 2 BBau G ) s. ErnstlZinkahn/Bie/enberg (Fuß n. 34), § 9
Rdnm. 92 r.,sowie BayVGH , BayVBI. 1983, 723 (729). Vgl. auch VGH BW, ESVGH 33,
39 f.
76 Brüg~/mannlPoh/ (Fuß n. 34), § 87 Anm . I 1 b); ScbrödtenBreuer; BBau G -Komm., 4. Auf].
1980, § 87 Rdnr. 2.
n BVerwGE 71, 124 ( - DVBI. 1985, 1139). In BVerwGE I, 42ff. wurde über eine Umle-
gung befu nden: We nn »die Neuo rdnung der Rech tsverhält nisse an G ru nd und Bode n im
Rahm en de r M aßnahm en zum Wiede ra ufba u eines ze rst örten Stadtteils erfolgte), (sei)
das ö ffentliche Interesse (hierfü r) gegeben.. (S. 43).
78 BVerlGE 66, 248 (257 f.).
falls dann« für zulässig, »wenn einem solchen Unternehmen durch Gesetz ,oder
auf Grund eines Gesetzes die Erfüllung einer dem Gemeinwohl dienenden Auf-
gabe zugewiesen und zudem sichergestellt ist, daß es zum Nutzen der Allgemein-
heit geführt wird«. Das BVerwG stellte seinerseits zunächst klar, »allein die ge-
samtwirtschaftliche und gesamtgesellschaftliche Bedeutung eines noch so großen
Wirtschaftsunternehmens reicht für eine solche Zielsetzung (d. h. das Verfolgen
von Gemeinwohlbelangen) nicht aus« 79. Die angeführten Belegstellen aus dem
Schrifttum sind sich aber gerade in einem wesentlichen Punkte einig, den das
BVerwG beiseite läßt: Allein der parlamentarisch-demokratische Gesetzgeber hat
die eine Enteignung legitimierenden Gemeinwohlaufgaben näher zu bestimmen,
also die Enteignungszwecke zu konkretisieren; seine Sache ist es festzulegen, »Fur
welche Vorhaben unter welchen Voraussetzungen und für welche Zwecke eine
Enteignung zulässig sein soll« 80. Eben deshalb sind Vorbehalte gegenüber älteren
Urteilen zur »privatbegünstigenden« Enteignung angezeigt. So billigte etwa das
OLG Jena im Jahre 1925 die Expropriation eines Mühlgraben-Grundstücks zu-
gunsten eines Sägewerk-Unternehmens 81 trotz Zweifeln daran, ob der rein private
Betrieb des Begünstigten dem Wohl der Allgemeinheit (Art. 153 WRV) 82 diene, da
dieser »keinerlei Verpflichtungen übernommen hat, (sein) Unternehmen auch nur
auf gewisse Zeit aufrechtzuerhalten« oder mit seiner Tätigkeit das Allgemeinwohl
zu fördern; denn über diese Frage sei ausschließlich seitens des zuständigen
Staatsministeriums unanfechtbar zu entscheiden. Jedenfalls bestehe kein Anhalt
dafür, daß »willkürlich verfahren ... und das Gemeinwohl nur als Deckmantel be-
nutzt« 8l werde.
Das OVG Rheinland-Pfalz hingegen war 1959 mit einer Norm befaßt, die aus-
drücklich bestimmte: »Zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit ist die Enteignung
(Art. I S. 1 ZAG) 84 auch in anderen als den .. . in Gesetzen vorgesehenen Fällen
79 BVerwGE 71, 125 (= DVBI. 1985, 1139) ; ebenso Papier, in: Maunz/DUng, GG-Komm.,
6. Aufl. 1982 H., An. 14 Rdnr. 503; Harnann, BB 1957, 1258 (1259); abweichend Stengel,
Die Grundstücksenteignung zugunsten privater Wirtschaftsunternehmen, 1967, S. 40;
Scback, BB 1961, 74 (76); Rittstieg. Eigentum als Verfassungsproblem, 1975, S. 419 L;
ders., in: Alternativ-Komm. zum GG, 1984, Bd. I, Art. 14,15, Rdnr. 205 i. V. mit 105.
80 Vgl. Papier (vorige Fußn.), Rdnr. 476; Bryde (Fußn. 68) , Rdnr. 85 i. V. mit 74 f .; Keller,
Enteignung für Zwecke der öffentlichen Energieversorgung. 1967, S. 64 und 55 Fußn. 4;
Frenzel, Das öffentliche Interesse als Voraussetzung der Enteignung, 1978, S. 125 mit
Fußn. 329; von Brimneck, Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes, 1984, S. 395 L,
407 H.; s. a. BVerfGE 24, 367 (403 1.); 45, 297 (326); 52, 1 (27 f .); 56,249 (261 f.) ; 58,300
(330 H.) (- DVBI. 1981,542 H., mit Anm. Ereuer, ebd . 971 H.).
81 ]W 1926, 1476.
82 Von einer Übern ahme dieser Bestimmung ins GG sprachen etwa Schack (BB 1961, 75)
und von Mangoldt/K/ein, Das Bonner GG, Bd. 1, 2. Auf! . 1957, Art. 14 Anm. 11 4 b) ; s.
aber B öbmer, AgrarR 1984, Beil. I, 5 ff. ; Rittstieg (Fußn. 79) Rdnrn. 12 ff.
83 Dazu auch RGZ 103, 200 (202); Badura, in: BendaiMaiho/erlVoge/ (Hrsg.), Handbuch des
Verfassungsrechts, 1984, S. 653 (677) .
84 Zum (bayer.) Zwangsabtretungsgesetz 1837 (GBI. 109) s. Stenge/ (Fußn. 79), S. 22; Leis-
ner, Bayerisches Verwaltungsrecht in der Rechtsprechung, 1968, S. 67 H.
gegen volle Entschädigung zulässig- 8S. Zwar verlange Art . 14 GG nur, daß ein Ge-
setz »nicht Enteig nungen ober die in dieser Vors chrift enthaltene Begren zun g auf
das Wohl der Allgemeinheit zu läßt und Art und Ausmaß der Entschädig ung re-
gelt«If'; diese Voraussetzungen seien jedoc h vom Verwa ltungsgericht vollumfäng-
lich nachp rüfbar . Obzwar also in concreto ein gesetz lich normierter Enteig nungs-
zweck gegeben war. reichte der Umstand. daß du rch eine Enteignung 35 Arbeits-
plätze erha lten werde n könnten, dem OVG nicht, die Maß nahme für gerechtfer-
tigt zu halten: »Würde man aus diesen Gründe n Enteignungen zulassen , so würde
das dazu füh ren , einer nicht mehr beschränkb aren Einziehu ng des Eigentums Tor
und Tür zu öffnen« 81.
dd) Auch andere, vom BVerfG zitierte Ansichten dürften der Auffassung des
BVerwG zuweilen stri kt zuwiderlau fen, etwa die B öhmen, wie sie zunächst im
Sondervotum zum »D ürkheimer Gondelbahn«-Fa ll vorge trage n wurde 88, ein älte-
res Erkenntnis des Badischen Staatsgeric htsho fes 8't sowie einschläg ige Äußerun-
gen Kimminicbs w und W. Webers'tl . Vornehmlich aber Bullingerstrich scho n frü h
heraus, die - Konrro llierbarkeit und Nachprüfbarkeit der Ente ignung zugunsren
Privater ist nur dann genügen d gewä hrle istet, wenn als Vo raussetzung der Zuläs-
sigkeit einer solchen Enteignung eine klare Sicherung des öffentlichen Interesses
durch Gesetz , Verwa ltungsakt oder Vertrag verla ngt wird . Privatpersonen ode r
-unternehmen bieten and ers als Einrichtungen der öffentl ichen Verwaltu ng nicht
ohne weiteres die Gewähr dafür, daß ein enteignetes Recht auch auf die Dauer im
öffentlichen In teresse verwe ndet wird. Desha lb sind besondere Sicheru ngen not-
wendig, (die) dem von der Enteignung Betroffenen offengelegt werden (müssen) ,
damit er beurtei len kann , ob die Enteignu ng zulässig ist . . . Wer nicht bereit ist, in
bezug auf den Gege nstand der Enteign ung sein Pri vatsein aufz ugeben und als
Treuhänder des öffentlichen Interesses zu wirken, muß auf eine Enteignung zu
seinen Gunsren verzichten- '" .
ee) Angesichts dieses Meinungsbi ldes erscheint allein der Schluß mög lich, es
fehle hier bereits an der Enteignungsvora ussetzung, da ß ein Eigent umsentzug zur
Erfüllung einer gemeindlichen Aufgabe vorgese hen sei. De lege lara, nach Maß-
85 An. 1 des (bayer.) Gesetzes über d ie Enteignung zur Beschaffung von Arbeitsg elegenheit
1933 (GVBI. S. 217); s. zum parallelen Gesetz über d ie beschleunigte Du rchfü hrung von
Flurbereinigungen insb. bayVerfGH E 5 (1952), S. 225 (237 ff .).
86 DÖV 1960,31 5 (316); ,. a. OVG Kob lenz, N]W 1968, 2121 (1.).
87 DÖV 1960, 317; dazu S"nge/ (Fußn . 79), S. 41 1.; Schack, BB 1961, 76 mit Fuß n. 27; Bu/-
linger; Der Staat 1 (1962), 449 (476 Fußn. 80) .
88 BVerfGE 56, 266 r., insb . 287 r, 294; B öbmer, AgrarR 1984, Beil. I, 2 ff .; Der Staat 24
(1985), 157 ff.
89 VerwRspr . 2 (1950) , 41 1 (416).
90 Dri nbearb. vo n An . 14 (1976), Rdn r. 270, im Bonner Kommentar zum GG, 1950 ff.
91 In: Neumann/Nipperdey/Scheuner (H rsg.), Die Gru ndrechte, Bd. 2, 1954, S. JJI (38 1 L);
ebenso von Mango/dtiKlein (Fußn. 82), An . 14 Anm. VII 6.
92 Der Staa t 1 (1962) , 477; 5. a. ebd . 456, 460, 473; nu r zu Deta ils krit. Keller (Fußn. 80),
S.61.
gabe der §§ 85 H. BBauG, reichen Festsetzungen eines Bebauungsplan s allein noch
nicht hin - auch nicht wenigstens »dem Grunde nach« - , eine Enteignung zu recht-
fertige n. Sie bleiben darin hinter den Wirku ngen eines Planfeststellu ngsbeschlu s-
ses zurück'). Aber auch in sich sind die Ausführungen des BVerwG zu stru kturpo-
litischen Zielen und , damit verbunden, der angestrebten Schaffung neuer Arbeits -
un d Aus b ild ungsplätze n icht stimmig. Z unächst setzt das Gericht offenbar - Al fge-
meinheit« mit dem Raum der beiden Gemeinden und deren Bevölkerung in eins ,
behält allenfalls noch die ..Strukturschwäche- auch im gesamten Landkreis im
Auge'". Diese Vorstellung mag zwa r zur Reichweite kom muna ler öffentl icher
Aufgaben passen ' s, schwerlich aber zu derjenigen der mitwirkenden Landesbeh ör-
den" .
Wohl um das Vorhandensein von ..Allgemeinwohlaspekten - nicht bloß aus der
Warte der knapp 8000 Gemeindee inwo hner ode r gar lediglich der »T eststrek-
kene- Befurwc rter zu bewerten, füh rt der 5. Senat jedoch Momente von Überö rt-
lichkeit an: Die Errichtung des Prüfgeländ es ist in der Regionalplanu ng vorgese-
hen. Selbst wenn freil ich e ine Verbindlicherklärung gern. § 10 LPIG erfolgt wäre " ,
zeitigte dies keine enteignungsrechtlichen 9' Folgen 'gegenüber einzelnen (§ 3
Abs.3 ROG) " . Weite r: Das Vorhaben werde an diesem Standort von der Landes-
regieru ng befürwo rtet und sei auch vom baden-wüntembergischen Land tag mehr-
93 Vgl. Bender. OVBI. 1984,301 (304 H.); BV.rwGE 71, 166 (168) ( - OVBI. 1985,900
[902 f.]); ferner BauillKraut zbergerlLöhr (Fuß n. 18) , § 87 Rdnr. 3; Fremel (Fuß n. 80),
S. 141 f. -
94 BV.rwGE 71,126 ( - OVBI. 1985, 1140).
95 §§ 2 Abs . 4, 3 f. BBauG stellen (led iglich) klar, da ß Auswirkungen der je eigenen Bauleit-
planung auf Nachbargemeinden in die Abwägurig gern. § lAbs. 7 BBauG einzubeziehen
sind, BattisiKraulzbergerlL öhr (Fußn. 18), § 2 Rdnr.9.
96 Andererseits erschei nt auch der Begriff von ..Allgemeinheit », wie ihn BadStGH
(VerwRs pr. 2,416) und BayVerfG H (E 5, 5. 236) entwickelten , anfech rbae-ts . G ram/ich,
jz 1986, 275).
97 Eine Anregung de r SPD-Landtagsfra ktio n, ein Ra umo rdnungsverfah ren ge rn. § 31 a
LPIG BW 1972 (je tzt: § 13 LPIG 1983) du rch zuführen (LT-Dru<.:ks . 7/ 43 17), wur de nich t
au fgegriffen, wiewohl ausweislieh de r Beba uungsplan-Begrü ndu ngen (5 .21 f.) einge-
hend e Stan dort-Untersuchungen des Inn enministeriums sta ttgefunden haben (vgl. auc h
LT-Druck. 7/4780). Nach der Ric h tlinie des Rates der EG über d ie Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffe ntlic hen und priva ten Projekten (ABI. vom 5. 7. 1985, L
175/ 40) fiele eine Kfz-Teststrecke wo hl unter den Anhang II (s. Cupei; NuR 1985,297
(300]); allg. zu Aufgaben, Rechtscharakter und Entwicklungstendenzen des Raumord -
nungsverfahrens S,bmidl-Aj l1J4nn. VBIBW 1986,2 H.
Der eins chlägige Regional-Plan Franken ist erst muh den Bebauungsplänen am
13.3.1982 in Kraft ger",ren (StAnz. N t. 1211982, 4 und Nt. 15/1 982). Vgl. VG H BW,
ESVGH 33, 29.
98 In bezug auf die bauplanungsrechtliche (U n-) Zullssigkeit von Vorhaben s. BVerwG,
OVBI. 1983, 893 (IL); BV. rwG, NVwZ 1984, 367 (368); BV.tWG, NJW 1984, 1367
(1368).
99 Vgl. Bie/enberg/ErbgulhlSöjlter, Raumordnungs- und Landes pla nungsrecht des Bundes
und d.. Under, 1979 H.• K § 3 RO G Rd nr. 35 H., M 312 Rdn r. 24, M 315 Rdnr. 13.
heitlich gebilligt worden 100. Zur Relevanz der Minister-Erklärungen meinte aber
bereits der VGH Mannheim im Normenkontrollentscheid, eine unzulässige Bin-
dung der Gemeinden könne nicht etwa aus einem Brief des Mini sterpräsidenten
hergeleitet werden, darin liege kein Eingriff in die Planungshoheit; derselbe Vor-
behalt zugunsten der Kommunen ergebe sich auch aus der Antwort des Innenmini-
steriums auf eine parlamenta rische Anfrage 101. Rechtli ch ebensowenig bindend ist
der (schlichte) Parlam entsbeschluß 102; eine Konkretisierung zulässiger Enteig-
nungszwecke konnte er schon deshalb nich t herbeiführen. weil hierfür dem Land
die (Gesetzgebungs-)Zuständigkeit fehlt 103 . Die baden-wüntembergische Legisla-
tive hat im übrigen in § 2 Nr.2 LEntG 10.. beispielhaft Vorhaben bezeichnet, die
dem . Wohl der Allgemeinheit« dienlich sind; unter sie wäre fre ilich das Prüfge-
lände als solches kaum einzuordnen.
Was die Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze angeht, so übernimmt
das BVerwG die bereits in die Planbegründungen eingeflossenen Prognosen 1 0 ~ .
Das Gericht geht nicht näher darauf ein, daß das Gros der Beschäftigungsmög lich-
keiten außerhalb des Plan gebiets, wenn auch innerhalb der gemeindlichen Gema r-
kungen entstehen (sollen) 106 . Die anzusiedelnden (Zuliefer-)Betr iebe sind aller-
dings mit dem -Unternehmen Prüfgelände - nicht kraft Boden- bzw. Städtebau-
rechts - oder auch nur durch Na chbarschaft - verbunden 101. Nur bei einem derar-
tigen Kontext jedoch dürfte es vertretbar sein, sie in die Allgemeinwohl-Abwägun-
gen einzubringen, weil und soweit sie nämlich dem Enteignungsbegünstigten mehr
als nur außer- od er allen falls privatrechtlich zugetan wären 108 . Im Flurbereini-
100 Vgl. oben Fußn. 10 sowie zur Debatte vom 25.3.1 982 LT -Ber., 8. Wa hlper., 44. Sit -
zung, S. 3292 ff .
101 ESVG H 33, 33.
102 Generell h ierzu Achterberg. Parlamen tsr echt, 1984, S. 738 H. Instruktiv auch die Diskus-
sion über den ..Buschh au s..-Beschluß des Bundestags zwische n Rausdming, Renellen-
fitsch. Breuer und Bacho!. VVdS, RL 43 (1985), 219 ff .
103 Vgl. unlängst Frank, in: FaberlSchneider (Hrsg.), Ni edersächs isches Staats- und Verwal-
tungsrechr , 1985, S. 144 (152).
104 ÄllIllich DayEG 1975, Art . 1 Abs. 1 Satz 2; and ers § 2 nds. EG 1981.
105 BVerwGE 71, 127 ( - DVBI. 1985, 1139). In der bereits genannte n Plan vereinbarung
vom Dez . 1985 (oben, Fußn . 75) verpflichtet sich die Prüfgeländen -Betreiberin aller-
dings nur zur Besch äftigu ng von 140 heimischen Arbe itskräften bei Inb etriebnahme; sie
..beabsichtigt.. da rüb er hinaus, in eigenen We rkstä tten binnen sieben Jahren weiter
200-250 Arb eitsplätze zu scha ffen (Zi ff. V 2).
106 Nu r in einem Fall ist die baupl anungsrechtliche Zulässigkeir einer Ansied lung im H in-
blick auf ihren räumlic hen Zu sammenhang mit dem Teststreckenareal erörtert wo rde n
(Schreiben des Landratsa mts Mai n-Tauber-Kreis im Verfahren nach § 2 Abs. 5 BBauG
vom 2. 10. 1980, Z;ff. 1 I).
107 Ihre Beschäftigten werd en jedoch in der o. a. Planve reinbaru ng allesa mt berücksichtigt
(U f. V).
108 ..Die Ansied lung von Zulieferem .. . läßt sich qu anti tativ und ze itl ich nicht exakt fixie-
ren, da sie auf dem Verhandlungswege errei ch t werde n muß.. (Beba uungs plan-Begrü n-
dungen, S. 11). Bislang wurde n immerhin mehrere hundert Stellen auf d iese Weise ge-
schaffen !
gungsverfahren geht es denn auch in keiner Hinsicht um die Verortung dieser Be-
triebsstätten.
ff) Auch die »Erforderiichkeir- der Enteignung hält das BVerwG nicht für
zweifelhaft; die Teilnehmerinteressen an der weiteren land- bzw. Forstwirtschaftli-
ehen Nutzung von Eigentumsflächen werden hintangestellt. Gewiß werde mit den
§§ 85 H. BBauG nicht etwa »ein Enteignungsrecht für jedwede Strukturmaßnahme
... verliehen- 109 , aber: »Daß die geplante Teststrecke . . . nach Durchführung der
... Unternehmensflurbereinigung gebaut, genutzt und unterhalten werden soll, ist
ein sozialadäquates Mittel zur Überwindung der festgestellten Strukturschwa-
ehe - n o. »Weil eine einzelobjektbezogene Enteignung ohnehin unterbleib(e)« 111,
erübrige sich die Prüfung, ob die Strukturschwäche auch auf andere Weise, etwa
mit marktkonformen Mitteln bekämpft werden könne. Ebenso liege der notwen-
dige Zweckzusammenhang, eine unmittelbare Verbindung von Eigentumsentzug
und Allgemeinwohlverwirklichung, vor 112 ; das Prüfgelände werde sowohl bei sei-
ner Errichtung als auch beim Betrieb (Dauer-)Arbeitsplätze schaffen und si-
chern IB. Bedenken begegnet hier bereits, daß die durch bauliche Investitionen ge-
schaffenen, zeitlich begrenzten Arbeitsmöglichkeiten überhaupt als Gemeinwohl-
belang Berücksichtigung finden, denn hierin unterscheidet sich das Unternehmen
Prüfgelände allenfalls quantitativ von anderen Maßnahmen einer Planrealisierung.
Wesentlicher erscheint, daß das BVerwG letztlich die gemeindliche Bauleitpla-
nungskompetenz ausschlaggebend auch dafür sein läßt, die Planverwirklichung
gerade mit hoheitlichen Instrumenten zuzulassen. Die Rede von der »Soaial-
adäquanz- verdeckt nur unzulänglich, daß hier der hehre Zweck - Stichwort:
Überwindung der Wirtschaftskrise - die Mittel heiligen soll , insbesondere wenn es
hernach noch heißt, das »bedeutende Unternehmen (biete) mit weitreichender
Wirtschaftskraft die Gewähr dafür, daß die .. . Gemeinwohlziele ... auch tats äch-
lich erreicht werden- 114.
gg) Jegliche Bauleitplanung ist aber (verfassungsjrechrrnäßig einzig dann, wenn,
weil und soweit sie Inhalt und Schranken des (Grund-)Eigentums bestimmr -' >; der
Bundesbaugesetzgeber hat den Gemeinden Enteignungsbefugnisse vers agt, auch
im H inblick auf einzelne Vollzugsschritte. Freilich können Planfestsetzungen we-
109 BVerwGE 71 S. 128 f. (-- DVBI. 1985, 1139 f.) . Zur hier terminologisch angedeuteten
älteren Verfahrensau sgestaltung s. Bu/linger, Der Staa t I (1962), 462 H.; Stengel
(Fußn. 79), S. 28 f.; Frenzel (Fußn. 80), S. 78 H.
110 Siehe demgegenüber die vom Bayer. Staatsministerium des Inn ern für zulässig erachte-
ten »Kornrnunalefn) Maßnahmen geg en die Arbeitslosigkeir«, Di e FundsteIle 1986
Rdnr.2 .
111 BVerwGE 71, 129 ( ~ OVB!. 1985, 1140) .
112 Erörtert im Hinblick auf BVerfGE 38, 175 (179 f.) .
113 BVerwGE 71, 129 ( - OVB!. 1985, 1140); s. demgegenüber BVerwGE 71, 168 ( ~
OVB!. 1985,901) .
114 Wie zuvor; mit dem auf S.125 Dargelegten (= DVBI. 1985, 1139) erscheint die s nur
schwer vereinbar.
115 Dazu eingehend Kimminich (Fußn. 90), Rdnrn. 144 H.; Papier (Fußn. 79),
Rdnrn. 344 H.; Friauf(Fußn. 41), S. 494 f.; OVG Münster, NVwZ 1985,590 (592) .
gen ihrer intensiven N utzungs beeint rächtigung mat er iell enteignend wirken; dem
tragen auf das Plangebiet bezo gen §§ 39 j H. BBauG durch Entschädigungsregeln
Rechnung. Zum andern fuh rt das Auftreten von ebenso gewichtigen Auswirkun-
gen bei nicht überplanten, also »N achbare-Gru ndsrücken in der Regel zur (Ge-
samt-)Nichtigkeit des verb ind lichen Bauleitplans 116. Eine Kommune hat jedoc h
bereits bei der Aufstellung eines Bebauungsplans - schon unter dem Aspe kt einer
Grundrechtsg efä hr dung 111 - de r Bestands- und der Institutsgarantie des Art. 14
Abs. I GG Beachtung zu schenken, de sgleichen anderen ggf. berührten Grund-
rechten 118. Wenn, sowei t und so lange ein zwangsweiser (feil-)Entzug von Eige n-
tumsrechten nicht zu gewärtigen ist. dürfen planeri sche Festsetzungen nac h § 9
BBauG den spez ifischen Ge halt des Art. 14 Abs. 3 GG beiseite lassen . D aher frei-
lich kann die (beabsichtigte) N utz ung ents prechend (irgend) einer an sich zulässi-
gen Festset zung allein auch noc h keine n hinreichend gesetz lich {vorj bes tirnmten
Enteignu ngszweck ausmachen. Allenfalls ist der jewe ilige konkrete Festsetz ungs-
inhalt daraufhin zu prüfen, ob bereits durch seine Aufna hme ins BBauG eine ge-
setzgebensehe (Grund-)Entscheidung über die Zu lässigkeit einer, zu seiner Ver-
wirklichun g etwa nöt ig werd enden Enteignung getro ffe n wurde 119. D ies wird eher
dann zu bejahen sein, wenn ein Vo rhaben vorab von Trägern öffe ntlicher Gewalt
- nicht notwendig den Ge meinden selbst - ins We rk gesetz t werd en so ll. Selbst im
Hinblick auf eine Enteignung Iur Zwecke des Straßenbaus wäre jedoch »eine Ei-
gentumszuweisung an die öffen tl iche H and- nur dann - vo m Ge mei nwohl getra-
gen, wenn es zur Erfü llung der öffentlichen Aufg abe unumgänglich erforderlich
ist, das Eigentum in die H and des Staates zu bringen - 120 . Plane rische Festsetzun-
gen müssen also nich t nur (fo rme ll) im Rahmen der hierfür vom BBauG .und der
BauNVO eröffn eten Ges ta ltungstypen bleiben, son dern auch, als gemeindliche. die
diesen Kö rpe rscha ften von (Verfassungs-) Rechts wegen gezogenen Kompete nz-
schranken beachten, »städtebaulicher Entwicklung und Ord nung.. d ienen 121. T un
11 6 Vgl. Gram/ich, JZ 1986, 273 .
117 Siehe BVerfGE 49, 89 (141); 66, 39 (58) ; H esse. G rundzüge de s Verfassu ngsrechts der
Bunde srepublik Deutschland, 15. Aufl. 1985, Rd nr. 297 und 350.
11 8 Vg1. Scbmidt-Aß mann, in: Emst/Zinkabn/Bielenberg (Fußn.34), § 1 Rdnr. 317; Bat/ist
KrautzbergertLöhr (Fußn . 18), § 1 Rdn r.l 01; Papier (Fuß n.79), Rdnr. 94; Friau/
(Fußn. 41) , S. 459; BVerwGE 34, 301 (309); 45,309 (324 und 329 f.).
11 9 Ähnlich ScbrödtenBrewer (Fuß n. 76), § 85 Rd nr. 5; Batti s/Kravtzbergenl. öbr (Fuß n. 18),
§ 85 Rdnr.2; Frenzel (Fußn. 80), S. 144 und 227; Frey, D ie Verfass ungsmäßigkeit der
tra nsito rischen Enteig nung, 1983, S. 25 1 H.; s. a. BGHZ 68, 100 ( 102) ; BGH. NJW
1976, 1266 (f.); BGH, NVwZ 1984, 750 .
120 So BVerlGE 38, 180 und BGHZ 68, 102.
121 Da s hier letz tlich maßgebl iche verfassung srec htliche Verhältnis de r Kommunen zu m
Staat ist neuerlich debattiert wo rden einmal im Hinblick auf Gemeinden als . ABC-waf-
feefreie Zonen- (dazu Lit. bei G ram/ich. BayVBI. 1985, 197 [H.]. Fußn. 1 f.; ferner OVG
Kob lenz, DVBI. 1985, 906 ff. mit Anm . VQn Unruh. ebd. S. 9 10 H.; VG WOrzburg,
BayVBJ. 1986, 51 ff. mit Anm.J. Hofmann, ebd. S. 53 ff. und Reigl, ebd. S. 56 H.; Schach,
DÖV 1986, 132 [133 fL]), zum andern im Gefolge des ..Ras rede..-Unei ls (BVerwG,
DVBI. 1983, 1152 H.; dazu etwa K nemeyer, DVBI. 1984, 23 H.; Schmidt-]ortzig, DÖ V
1984,821 H.; B/ümc/, VerwArch. 75 [1984], 197 ff. und 297 H.).
sie dies nicht, so darf die Enteignungsbehörde nicht ihre Realisierung betreiben 122 ,
auch kein Untemehmensflurbereinigungsverfahren in Gang bringen (lassen), wel-
ches die Zulässigkeit der Enteignung für das Unternehmen insgesamt 12 ) voraus-
setzt.
d) Das BVerwG tut sich nicht schwer daran, »privarbegünstigende« Enteignun-
gen auch in den Rahmen des § 144 f BBauG i. V . mit § 87 FlurbG einzufügen.
aal Der VGH Mannheim hatte die Regelung der §§ 88 Nr.4 Satz 3 FlurbG,
144 f Abs. 1 Satz 4 BBauG für lückenhaft gehalten, soweit danach die für das
Unternehmen benötigten Flächen nur dessen Träger(n), den Gemeinden , zugeteilt
werden könnten. Diese Gesetzeslücke sei »durch entsprechende Anwendung des
§ 87 Abs. 2 und 3 BBauG interessengerecht zu schließen«: der Enteignungsbegün-
stigte sei ja (im konkreten Fall) in der Lage, wie in § 100 Abs. 1 und 3 BBauG vor-
gesehen, gen ügend geeignetes Ersatzland zur Verfügung zu stellen 12...
Das Revisionsgericht konnte hingegen weder im BBauG noch im FlurbG eine
Gesetzesbestimmung auffinden, die eine WeiterObenragung des Eigentums seitens
der Gemeinden zur zweckgerechten Nutzung verbiete .
§ 85 Abs. 1 Nr. 1 BBauG gestatte eine Enteignung »auch und gerade zugunsren
privater Rechtsträger«. Der Planvollzug durch Unternehmensflurbereinigung statt
durch Enteignung (gern. §§ 85 H. BBauG) führe nicht dazu, daß "d ie für die Her-
beiführung einer plankonformen Nutzung in Betracht kommenden Gestaltungsva-
rianren eingeengt werden« 125 .
bb) Die Weiterveräußerung des Eigentums vom Unternehmensträger auf denje-
nigen Privaten, der »allein die plangemäße Nutzung vornehmen kann «, werde
durch den Abschluß von »Planvereinbarungen« mit der Unternehmung ermög-
licht; ihre Zulässigkeit ergebe sich »aus dem funkti~nalen Zusammenhang zwi-
schen § 144 f BBauG einerseits und den §§ 85 H. BBauG andererseits- '''. Die Ab-
reden könnten sich auch auf die (= alle) von der Prüfgeländenbetreiberin ins
Verfahren eingebrachten Grundstucke erstrecken; sie beträfen lediglich das Innen-
verhältnis zwischen Gemeinde(n), den weiterhin alleinigen Unernehrnensträgern,
und dem Enteignungsbegünstigten. Planvereinbarungen seien »das geeignete Mit-
tel, um die mit dem jeweiligen Vorhaben verfolgten Interessen des Allgemeinwohls
mit den privatnOtzigen Interessen des beteiligten Dritten in Übereinstimmung zu
bringen- 121; weitere Ausfohrungen zu deren notwendigem bzw. zulässigen Inhalt
fehlen.
ce) Die Aussage des BVerwG, »§ 85 Abs. 1 Nr. 1, 1. Alt . i. V . mit § 87 Abs. 3
BBauG gestatte . .. die Enteignung zu dem Zweck , Grundsrücke entsprechend den
122 SchrodterlBreuer (Fußn. 76), § 85 Rdnr. 4; s. a. BGHZ 66, 322 (330 f.).
123 Ob dies als deckungsgleich mit dem überplanten Gebiet oder nur mit dessen anders als
bisher zu nutzenden Flächen bestimmt wird; offenbar weniger strikt BVerwGE 71, 126
( - DVBI. 1985, 1139).
124 ESVGH 34, 41.
125 BVerwGE 71, 131 (- DVBI. 1985, 1141).
126 Ebd. 130 (- DVBI. 1985, 1141).
127 Ebd. 131 (- DVBI. 1985, 1141 ).
Festsetzungen des Bebauungsplanes zu nutzen, auch und gerade zugunsten priva-
ter Rechtsträger- t2S, würde als (ungenaue) Wiedergabe der h. M ., wonach § 87
Abs. 3 BBauG als Sonderregelung zu verstehen sei, die im (ungeschriebenen) Re-
gelfall Enteignungen zugunsten anderer Personen als der Gemeinde erlaube 128,
hinnehmbar sein. Das Gericht läßt jedoch außer acht, daß der Wandel von § 70
StBFG zu § 144 f BBauG den Kreis der tauglichen Unterne hmensträger wesentlich
einschränkte: Seit der BBauG-Novelle 1976 gehören da zu nur noch Gemeinden-
zugleich Neb enbeteiligte des Verfahrens nach § 10 Nr. 2, § 88 Nr.2 FlurbG - , von
ihnen benannte (private) Sanierungs- oder Entwi cklungstr äger nicht rnehr v". Die
Gesetzesmaterialien geben ober den Grund dieser Änderu ng freilich keine Aus-
kunft; die §§ 64-70 StBFG würden »m it ihrem sachlichen Inhalt im wesentlichen
unveränd ert überno mmene, heißt es dort t" , und »(d jie Regelung der städtebauli-
chen Maßnahm en im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktu r in den § 144 a-f führte) zur Streichung der entsprechenden Vor-
schriften des StBFG t<: l H .
Daraus allein dorfte sich aber kaum scho n (zwingend) erge ben, die Beseitigung
der T räger- Mehrzahl sei lediglich auf die Verallgemeineru ng 'des srädrebaufö rde-
rongsrechtlichen Instrumentariums zurückzuführen . Nä her liegt, der Konzentra-
tion der gemeindlichen Planvollzugsmö glichkeiten auch bei der Anwendung der
SS85 Ef. BBauG im Rahmen des § 144 f Rechnung zu tragen ; danach kommt die
Umernehmens-vl-lerrschaft« der Gem einde zu, deren Kern eben die gesetzlich
vorgesehene MonopolsteIlung als Unternehmensträger ist . Dann vermag allerdings
seihst demjenigen Privaten, »der allein die plangemäße Nutzun g vornehmen
kannt<:l2f', keine Eigentümerpos ition verschafft zu werd en, weil und soweit·die Ge-
meinden ihrer Pflicht genügen müssen »sicherzustellen, da ß die Gemeinwohlori-
entierung, die die Landinanspruchnahme für städtebauliche Maßnahmen rechtfer-
tigt, auch nach deren Verwirklichung bestimmend bleibt- 132.
dd) Die Gemeinde bewegte sich dabei überdies, soweit diese Vorschrift hier
überhaupt Anwendung finden kann 1ll, im Rahmen des § 89 BBauG. Zum einen
magdie eine Ausnahme von der gemeindlichen Veräußerungspflicht - »für öffent-
128 Vgl. Brügelman n/Pohl (Fußn. 34), § 85 Fußn. 1 a; BattislKrautzb ergerlL öhr (Fußn. 18),
§ 87 Rdnr. 2; SchrödterlBreuer (Fuß n. 76), § 87 Rdnr. 2; Frenzel (Fuß n. 80), S. 142 f.; Frey
(Fußn. 119), S. 93 I.; Battis NVwZ 1982, 585 (588) .
129 ErnstlZ inkahn/Bielenberg (Fuß n. 34), § 144 f. Rdnr. 13; unde utl ich BT'Ügelman n/Stahnk e
(Fußn. 34), § 144 I. Rdnr. Z.
130 BT-Drocks. 712496, vom 22. 8. 1974, S. 62 (Regieru ngsenrwurf) .
131 BT-Drucks. 7/ 4793, vom 23.2.1 976, 5.56 (Ausschuß- Bericht); s. fern er ebd., S. 2, 16,
42 ff., sowie BT-Drucks. 7/ 2496, S. 32 1.,34 und 57 ff.
132 BVerwGE 71, 131 ( - DVBI. 1985, 1141). Insoweit fehlt bisher die gebotene gesetzliebe
Regelun g (s. Gram/ich,JZ 1986, 275 I.).
133 Ihrem Wortlaut nac h bezieht sie sich unmittelbar nu r auf die je zuletz t gen annte(n) Al-
temarivefn) in § 85 Ahs. t N r. 1 und 2 BBauG ( Schrödter/Breue" (Fußn. 76). § 89
Rdnr. 5); ihrem Sinn zufolge dient sie vorab dem privaten Wohnungsbau (Frry
[Fußn. 119] S. 285 I.) .
liehe Zwecke- ben öti gte Flächen 04 - zwar in der Regel eng auszulegen sein; im
Ko ntext des § 144 f BBauG erscheint diese Interp retation jed och nicht zwingend .
Zude m lassen sich aus § 89 Abs. 2 und 5 wo hl schwerlich feste Maßstäbe für eine
Zuteilung an N utz ungswillige ers chließen: Wenn es vo n der ...M öglichkeit- der
Weiterve räußeru ng handeh v ' , stellt das BVerwG wohl auf Abs. 5 ab ; weil bei ei-
ner städtebaulich veranlaßten Untemehmensflur bereinigung aber an sich eher die
Voraussetzunge n des Abs. 2 Satz 1 gegeben wären. ggf. sogar nur ein Bauwill iger in
Betracht käme U6, zeig t sich jedoch, daß die Vo rschrift generell hier nicht recht paßt.
Der 5. Senat hält freilich den Enteignungszweck auf andere Art nicht für er-
reic hba r (s. § 87 Abs. I BBau G): -Auf Pachtgrundstücken. mi t Dienstb arkeilen
versehenen Gru nds tüc ken oder aufgrund so nstiger N utz ungs berechtigungen wäre
der Iur die städtebauliche Maßnahmen erfo rderl iche Flächenbedarf nicht zu be -
fried igen, vor allem aber da s Prüfgelände nicht auf ein er wirtschaf tlich tragbaren
und dauerhaften Bestand gewährleistenden G ru nd lage zu betreiben - U l.
ee) Planvereinbarungen als »öffentliche Bindungen des enteignungsbegünstig-
ten Privaten - so llen Sicherungsmitte l darste llen , de n pri vaten U nternehmer zur
Erfüllung de s Enteignungszwecks anhalten . Da s BVerwG sieht davon ab, hier ein
Rückerwerbsrecht des Enteignungsbetroffenen zu diskutieren . denn nach § 102
Abs. 4 BBauG kann die Enteignungsbehö rde ein e Rü ckübereignung ablehnen,
wenn das Grundstück erheblich verändert ode r ganz oder überwiegend Entschä di-
gung in Land gewä hrt worden ist. Beim »Unternehmen Prüfgeländ e- dürfte jede
d ieser Vo raussetz ungen gegeben sein U 8, fällt hierunter doch auch eine erhebliche
Veränderu ng der Erdo berflä che durch Abgrabungen, Aufschüttungen oder die Er-
richtung von baulichen Anlagen U'J. Eine Zwecksicherung durch Nebenbestimmun-
gen zum Enteign ungsbeschlu ß oder verg leichbaren (Verwa ltu ngs-)Akte n erschei nt
ebenfalls probl ematisch: Bedingungen wie Befri stungen müßten wohl überhaupt
ausscheiden .<a; Auflagen (vorbehalte) i. S. vo n § 36 Abs. 2 N r. 4, 5 (L)VwVfG m ö-
134 Da zu Ba/ti s/KrautzbergerILöhr(Fußn. 18), § 89 Rdnr. 4.
135 BVe.-wGE 71, 131 (- DVBI. 1985, 1141).
136 Nicht ausreichend ist allerdings eine »so nstige« Nutzung, s. Brüge/mann/Poh/ (Fußn. 34) ,
§ 89 Anm .III. 3.; Battis/Krautzberger/L öbr (Fußn. 18), § 89 Rdnr. S; SchrödterlBreuer
(Fußn. 76), § 89 Rdnr. 11.
137 BVerw GE 71, 132 (- DVBI. 1985, 1141); s. a. unten bei Fußn. 142 und 152.
138 Zur auch in de r - Planvereinbaru ng.. (Zi ff. I 2, 11 3) nied erg elegten Verp flichtung der
Prüfgel ändeberreiberin , vo n ihr erworbene land- und For stwirtschaftliche Flächen als
Ersa tz land bereitz ustellen, s. bereits d ie Bebauungsplan-Begrundu ngen , S. 34 L. 93, 95.
104.
139 So BayVGH , BayVBI. 1984, 147 (148), zu Art. 16 BayEG; ferner Frey (Fußn. 119),
5. 262 H.; Battis/Krautzberger/Lohr (Fußn . 18), § 102 Rdnr . 5.
140 So Frenz el (Pußn. 80), S. 130 L; Stu mmu. Die öffentliche Zweckb indu ng der ente igne ten
Sache, 1967. S. 1;1 ff .; Wo /fflBacho.f. Verwaltungs recht I, 9. Aufl . 1974, S. 411 i. V. mit
399 Li wo hl anders Bu//inger, Der Staa t J (1962), 470. Für deren Unzulässig keit spric ht
auch die Regelung in § 113 Abs. 2 N r. 3. § 114 i. V. mit 102 Abs. 1 N r. 1 BBauG: Don
wird die Verwe ndungsfri st einerseits als Inhalt des Enteignungsbeschlusses gek enn -
zeichnet, zum ande rn entsteht auch nach ihre m Ablauf blo ß ein An spru ch auf R ückent-
eignung (s. a. Frey(Fußn. t 19]. S. 27 1).
gen zwa r gru nds ätz lich in Betracht kommen 1"1, sind im Rahmen des § 144 f
BBauG i. V. mit § 87 FlurbG jedoch auch dann untunlich, wenn ihr Inhalt nicht
von der (oberen) Flurbereinigungs-, sondern der höheren Verwaltungsbehörde nä-
her bestimm t würde. Die Reali sierung der städtebau lichen M aßn ahm e, insbeson-
dere aber der Weiter-Bet rieb des Unternehmens du rch eine private (juristische )
Person mag früher oder später betriebs- und/ oder vo lkswirtschaftlich sinnlos wer-
den: überdies können sich Auflagen , die einer sich in pun ktu ellen Vo llzugsa kten
erschöpfenden Enteig nungsmaß na hme beigefügt werde n (sollen), schwe rlich da-
von unabh ängi g und von dau erhaftem Bestand sein IU. In de r T at wären daher
Plan-Vereinbarungen das (einz ig) geeignete Mittel , den Enteignungsbeg ünstigten
an die mit dem Ente ignungsz weck verfo lgten Zielsetzungen zu binden 143.
ff) Zulässigkeit wie Inh alt eines solchen, seinem Gegensta nd nach öffentlich-
rechtli chen Vertrages lU bedürfen jedoch sorgfä ltige rer Ausleuchtu ng. In erster Li-
nie wären als Maßstab wo hl § 54 Satz 2 un d § 56 VwVfG heran zu ziehen . Dabei
werden zwa r Betrieb spfl ichten gerade im Falle einer »privatbegünstigenden.. Ent-
eignun g gru ndsä tz lich für legitim erachtet 14\ in co ncreto mu ß jedoc h die Abma-
chung mit einem ande ren Träger öffe ntlicher Verwaltung , den Ge meinden näm-
lich, erfolgen - denen ja nach Auffassun g des BVerwG nicht zuko mmt, die Zul äs-
sigkeit der Ente ignung zu prüfen ! - und dies erst, nachd em bereits der Anord-
nungsbeschluß der oberen Flur bereinigungsbehörde ergange n ist, de ssen tatbe -
standsmäßige Vo raussetz ungen doch die Vereinbaru ng endgü ltig schaffen so ll.
Kann - da rf - muß mithin die staatliche (Plurbereinigungs-j ßeh örde v- vor weite -
ren Durchführungsmaßnahmen im Flurbereinigungsverfahren prüfen , o b die von
den Kommunen eingehandelte Plansicherung ausrei cht, oder dessen Fortg ang gar
hiervon abh ängig machen I.l ? Weiterhin kann der privaten Betreibeein nur eine
- angemessene- Gegenleistu ng abgefo rdert werden, die in sachlichem Zu sammen-
141 Stengel (Fuß n. 79), S.50; Stummer (vorige Fußn .), S. 150, 155 L; Frenzel (Fußn. 80),
5. 130 f.: Frey (Fuß n. 119), S. 270. Der Anspruch auf plangem äße N utzu ng gern. § 59
Abs. 1 LBO BW umfaßt nicht eine Gestartung der hierzu etwa erforderliche n Enteig-
nung Dritter (s. Bauis/K rautzbe rger/L öhr, Fußn . 18), Vorb. §§ 85 H. Rdnr. 2 und 13, § 87
Rdnr. 10, § 108 Rdnr. 7.
142 So Stenge/ (Fußn. 79),5.5 1.
143 Stummer (Fuß n. 140), S. 157; Frenze/ (Fu ßn. 80), 5. 131 L; wo hl auch Stenge/ (Fu ßn . 79),
S. 50 mit Anm. 158; ßullinger, Der Staat 1 (1962) , 470 und 477.
144 Vgl. (zur - freiwilligen.. Umlegung) BYerwG, BayVB!. 1985, 371 (372); Bat tis (Fußn. 24),
5. 167 f.
145 Slenge/(Fußn . 79) , 5. 50 (H.); Slummer(Fußn . 140), 5.1 621. ; Frenze/ (Fußn . 80), 5 . 132;
ähnlich Papier (Fußn. 79) , Rdnr. 506; krit. Bullinger, Der Staat 1 (1962), 476 Fußn. 80.
146 Das BYerwG sieht offe nba r nur di e Ge meinde( n) Für verpflich te t an (E 7 1, 130, 132 =
DVBI. 1985, 1141). An der ..Planvereinbarung.. vom Dez. 1985 war jedoch auch da s
Flurb ere inigu ngsamt {für da s Land) beteiligt ; ande rerse its so llen ..öffentlich- rechtl iche
Aufgaben und Befugnisse der zus tändigen Behörden ... unberührte bleiben (ebd. ,
ZiH. VI 1, 5.2).
147 Die Yerfa hrensdurchfuhru ng obliegt der unteren Flurbe reinigungsbeh örde. dem -amr
(§ 3 RurbG). Die höhere Behörde wird nurmehr nach § 9 (Verfahrensei nstellung) oder
§ 87 Abs. 3, 4 Rurl>G (Umstellung) tätig.
hang mit der Leis tung der Gemeinden stehen muß (§ 56 Abs. 1 Satz 2, § 59 Abs. 2
Nr. 4 VwVIG) . Die Wahrung der Verhältnismäßigkeit - Zumutbarkeit der hier-
nach zulässigen Verpflichtungen des Privaten - mag bei Verhan dlungen zwischen
(kleinen) Gemeinden und einem We ltunternehmen keine entscheidende Rolle spie-
len, sofern nur auch die kommunalen Repräsentanten den Belangen ihrer Gebiets-
körperschaft sachgemäß Geltung verschaffen können. Im Hinblick auf das Koppe-
le ngsverbot. die Untersagurig eines »Verkaufs von Hoheitsrechten- 1..8 aber ist zu
beachten, daß nicht lediglich Geld-Zahlungen des Begünstigten an die gemeindli-
chen Vertragspartner vereinbart werden 1"'1, sondern überdies Dienst- (und Sach-)-
Leistungen. Eine Pflicht zum Betrieb (des Prüfgeländes wie dam it ggf. noch zu
verbindender Einrichtungen 150) kann fre ilich wohl nur solange und insoweit ge-
Fordert werden, als »dasse lbe möglich ist, . . . rationell und nicht verlustbringend
durchgeführt werden kann« IS1 . In Betracht wäre weiterhin zu ziehen, daß »der Be-
günstigte nun nicht auf unbegrenzte Dauer zum Betrieb des Unternehmens ge-
zwungen werden kann, wiewohl die Enteignung als dauernder Eingriff in das Ei-
gentum konsequenterweise die dauernde Verfolgung des Enteignungszweckes an
sich erforderte. Sollte näm lich das Interesse des Begünstigten an dem Unterneh -
men einma l er lahmen, würde selbst d ie Ausübung von Zwang wenig Sinn ha-
ben« 152 .
gg) Das BVerwG ließ die in Pflicht genommenen Gemeinden insofern weitge-
hend im Ungewissen I B . Noch dra st ischer könnte sich dies Schwe igen für die ent-
eignungsbetroffenen Grundstückseigentü mer ausw irken, denen es schwerl ich
mehr nützen könnte, wenn etwa das Vereinbarte später einmal als rechtswid -
rig( -nich tig) erkannt würde 1S4. Die Planvereinbarung vermag immerhin als Ver-
trag , der in Rechte Dritter eingre ift (§ 58 Abs. 1 VwVfG), zu qualifizie ren sein ISS ;
da der bloße Vertragsabschluß die Rech te solcher Personen nicht schon tangieren
könnte, mag es hier maßgeblich auf eine Beeinträchtigung bei der Durchführung
ankommen. Ist der Abschluß einer rechtswirksamen Planvereinbarung notwendig,
148 Siehe Maurer, Allgemeines Verwaleungsrechr, 4. Aufl. 1985, S. 287 f.; Obermayer,
VwVIG-Komm. , 1983, § 56 Rdnr. 2.
149 Dazu Kopp, VwVfG-Komm., 3. Aufl . 1983, § 56 Rdnrn. 17 f.; Battis (Fußn. 24), S. 170 f.
150 Siehe berei ts oben Fußn. l OS.
151 Stumm" (Fußn . [40), S. 162; ähnlich BVerwGE 71, 13[ (- DVBI. [985, [[41).
152 Stummer, ebd ., S. 162 f. - Die Planvereinbarung versucht dem Rechnung zu tragen
durch: Verpflichtung zur Nutzung »auf Dauer« (Z iff. IV 1); Zusicherung bzw. Inaus-
sichtsteIlen von »strukturverbessem den Maßnahmen« (V); ggf . Pflicht zur ..Re kultivie-
rung« (VI I).
153 Immerhin kö nnten sich diese bei Verletzung des §" 56 VwVfG Amtshaftungsansprüchen
aussetzen (s. Kopp [Anm . 149] § 56 Rdnr. 1; zu ähnlichen Fallgestalcungen auch BGHZ
92,20 H.; BGH, BayVBI. 1984,636 I.).
154 Aus Art . 19 Abs . 4 GG folgt auch, daß es nicht angeht, durch die Wahl zwischen staatli-
chen Handlungsformen den Rechtsschutz des Bürgers auszuschalten (s. Schimpf; Der
verwa ltungsrechtliche Vertrag ..., 1982, S. 199 H.; B/ankenagel, VerwArch. 76 [1985],
S. 276 [281 I.D.
155 Vgl. Kopp (Fußn. [49), § 58 Rdnr.6; Obermayer (Fußn .148), § 58 Rdnr.4; Maurer
(Fußn. 148), S. 296; Schimpf(vorige Pußn.), S. 281; Battis (Fußn . 24), S. 169.
um sicherz ustellen, daß die gesetz lichen Voraussetzungen der Flurbereinigun gs-
Anordnung und -Durchführung erfüllt sind (auf Da uer!), dann bliebe nur noch zu
erwägen. wessen Zustimmung vonnöten wäre : etwa (auch) die der Teilnehmerge-
meinschaft 1S6 ode r allein die ihres Vorstands ? Vermag die (untere) Flurb ereini-
gungsbehörde dessen ungeachtet das Verfa hre n so lange weiterzubetreiben, als der
Antrag nach § 144 f Abs. 1 BBauG nicht zu rückgenomm en wurde, oh ne den Ab-
schluß bzw. Inha lt von Planverei nbaru ngen berücksichtigen zu müssen ? Besteht
also bis zur Ermessensentscheidung der zuständige n obe ren Flurberei nigu ngsbe-
hörde entsprechend § 87 Abs. 3 FlurbG kein Anlaß, den Verfa hrensfongang zu
stoppen ?
hh) Wer so llte schließlich Planvereinbarun gen Oberhaupt zur (gerichtlichen)
Nachprüfung ste llen " ' 1 Sofern § 58 Abs. I VwVfG nicht Iur anwendbar erach tet
würde, stellte d ie Abmac hung doc h eine res inte r alios acta für die Grundstücks -
eigner im Verfa hren sgeb iet dar ; sie können durch das Fehlen bzw. die Unwirk-
samkeit von Planvereinbaru ngen nur dann in ihren Rech ten berü hrt sein, wenn in-
soweit ein untrennbarer Zusammenhang mit der Zulässigkeit der Flurbereini-
gungs-Anordnung wie -Durchfuhrung bestün de. Ansonsten würde für sie im Hin-
blick auf die Person des Enteignungsbegünstigten keine zusä tz liche Belastung
über den schieren Eigentu msentzug hinaus ein treten, den n auch Private sind ei-
nem ROckgewähranspruch wegen Zweckverfehlung ausgesetzt ne. Ob und wann
aber ein solcher überh aupt ents tehen werde, vermag sich erst im Stadium der Er-
füllung des (Da uer-} Schu ldverhä ltn isses zu zeigen. Eine Anpassung an geänderte
Verhältnisse (s. § 60 VwVfG) können so allein die Vertragspa rte ien erreichen 15'1.
e) Der S. Senat des BVerwG hat demnach zu m ..Unte rnehme n Prüfgelände«
wahrlich eine ..landmark decisicn« gefällt, in dem Sinne freilich, daß - sollte das
BVerfG nicht rechtzeitig der Verfass ungsbeschwerde gegen dies Urteil stattge-
ben 160 - der Rau m der betroffenen Gemeinden eine gru ndlegend neue Ges talt er-
halten wird, auch und gerade in seinem äuße ren Erscheinungsbild.
3. Verkebrserscbließung durch Untem ehmensjlurbereinigung?
a) Das »Untem ehmen Prüfgelände-s benötigt zu einer angemessenen Verwirkli-
chung eine hinreichend e äußere Verkehrserschließun g, und zwar bereits in der
156 Diese Körperschaft entsteht kraft Geset zes mit der öffentlichen Bekan nt machung des
Anordnungsbeschlusses tSeebusen/Sdnuede [Fußn . 12] § 4 Rdnr. 12, § 16 Rd nr. 4).
157 Wegen der Bestand skraft des Ano rdnungsbesc hlusses komm t eine Anfec htungsklage
von Dritten gegen in Erfüllung eines öffe ntlich- rechtlichen Vertrags erga ngene Verwa l-
rungsakte (s. Schimpf1[Fußn. 154], S. 283 Fußn. 96) insoweit nicht meh r in Betracht .
158 Schmidt-Aß mann. in: Emst/Zinkabn/Bielenberg (Fußn. 34), § 102 Rd nr. 10; Frey
(Fußn. 11 9), S. 264 I.
159 Das Gesetz. ken nt freilich keine Kün digun g wegen Verfehlung des (Enteignungs-)
Zwecks; die getroffene Planvereinbaru ng schweigt hierüber ebenfalls.
160 Das BVerfG will sowohl übe r diesen Rechtsbehelf ( I BvR 1046/ 85) als auch über die
Beschwerde gegen Bebauungspläne und Normenkontrollurte il (1 BvR 1547/82) noch im
Jahr 1986 entscheiden.
Bauphase. Die Bebauungsplan-Begründungen verweisen In diesem Zusammen-
hang auch auf den (geplanten) Neubau einer Bundes- sowie einer Kreissrraße w'.
Für erstere war bereits 1971 eine Trassenbestimmung gern. § 16 FStrG erfolgt 162 j
als Grund für den Antrag auf Einleitung eines Planfeststellungsverfahrens machte
die Straßenbaubehörde freilich geltend, an sich sei die (Teil-)Verlegung der Strek-
kenführung zwar als »weiterer Bedarf- eingestuft 163, durch das beabsichtigte Prüf-
gelände sowie ein davon nur wenige Kilometer entferntes NATO-Tanklager l 6 4 sei
deren Bedeutung jedoch erheblich gestiegen. Der Neubau der Kreisstraße soll u. a.
auch eine Verbindung zwischen alter und neuer Bundesstraße herstellen 16S .
Allerdings bezieht sich der Planfeststellungsbeschluß vom 14.12.1979 nur auf
einen ersten Streckenabschnitr, bis zur Verknüpfurig mit der neu zu schaffenden
Kreisstraße. das Ausbauende befindet sich danach keineswegs im oder doch zu -
mindest an der Grenze der überplanten Flächen, so daß deren Erschließung hier-
durch allenfalls über weitere, bestehende öffentliche Straßen erfolgt, die - was ihre
Verbindung mit den Straßenneubauten anbelangt - nur weitläufig zum Prüfge-
lände führen. Das Planfeststellungsverfahren für den zweiten Streckenteil der
Bundesstraße wurde erst nachder Anordnung der Flurbereinigung eingeleitet; da-
bei soll auf der vorbestimmten Linie zunächst eine Kreisstraße gebaut, diese erst
später zur Bundesstraße aufgestuft werden (§ 2 Abs. 3 a FStrG) t66. Im Baupro-
gramm des Landkreises ist vorgesehen, zuerst einen Bauabschnitt bis hin zur
Hauptzufahrt des Prüfgeländes möglichst rasch zu verwirklichen; der Restteil er-
scheint weniger dringlich.
b) aa) Regelmäßig können die Voraussetzungen für die Durchführung von
Straßenbaumaßnahmen mittels eines Verfahrens nach § 87 FlurbG geschaffen wer-
161 S. 62 H.
162 Zur Rechtsnatur s. BVerwGE 62, 342 (344 f .) ; Steinberg, NVwZ 1983, 209 H.; s. a.
BVerwG, DVB!. 1985, 1141 (1142) .
163 Das BVerwG (E 71, 169 f. = DVBI. 1985,901) mißt der Bedarfsplanung de s Bundes
nicht die Funktion einer eigenst ändigen geset zlichen Zielbestimmung bei; dazu Fromm,
DVB!. 1986, 121 (12 8). In der Anlage zum I. FStrAbÄndG (BGB!. 1976 I, 2093) war der
Neubau der B 292 noch insgesamt als »m öglicher weiterer Bedarf« bezeichnet, in derje-
nigen zum 2. FStrAbÄndG (BGBI. 1980 I, 1614) hingegen wurde für einen ersten Strek-
- kenabschnicr bis zur Anbindung an die (neue) Kreisstraße (§ 3 Abs . 1 Ne. 2 StrG BW.)
Bedarfsstufe I, für den weiteren Bereich Stufe 11 bestimmt. Auch im 3. FStrAbÄndG
(BGBI. 1986 I, S. 557) ist der Streckenabschnitt ab besagter Anbindung als »Planung«
dargestellt; eine Realisierung kommt also erst nach 1995 in Betracht (s. BT-Drs.
10/4389,27.11. 1985, S. 8). Ein Antrag der GRÜNEN, dieses Vorhaben zu streichen
(BT-Drs. 10/4959 ,30. I. 1986), wurde abgelehnt.
164 In einem Schreiben des BMVtdg. vom 25.9.1980 an die Stadt B. (Rü III 3 - Az
43-75~00) wird gleichfalls auf die (künftige) Zufahrtsmöglichkeit zur (neu zu bauenden)
Bundesstraße hingewiesen.
165 Seite 4 H. des Planfeststellungsbeschlusses des RegPräs. Stutegart vom 14.12.1979
(Az. 5 - XPIIB 292).
166 So der 1984 im Planfeststellungsverfahren nach §§ 38 H. LStrG vorgelegte Erläuterungs-
bericht, Ziff. 1.1., 1.2.
Eingehend hierzu U7inter, NuR 1985, 41 H.; s. a. Papier (Fußn. 79), Rdnr. 254 und 257 ;
Steine" in: Arndt u. a'J Besonderes Verwaltungsrecht. 1984,413 (437).
den 11>7 . Auch noch gegenüber der Anordnung der Untern ehmensflurbereinigung
wurde freilich geltend gemacht , die Straßenpl anung bewege sich außerha lb der zu-
lässigen fern straßenrechtl ichen Zie le, die Bund esstraße zumal ende auf nicht ab-
sehbare Zeit ..in der grünen Wiese«. Weder der VG H Baden-Wü rttemberg noch
das BVerwG machten sich aber den Einwand fehlender Erfo rde rlichkeit, unzurei-
chender Planre chtfertigun g zu eigen 168. Gerade großräumige Planungsvorstellun-
gen könnten angesichts der nu r beschrän kt zur Verfügung stehenden H aushalts -
mittel bloß in Abschnitt en verwirklicht werden. Jede straße nrechtliche Ausba uko n-
zeption sei zum Mißerfolg veru rteilt, »w en n die abschnitt~wei se Planfeststellung
an der Ungewißheit ihrer Fortführung scheitern mußte - 169. Wenn die gepl ante Er-
richtung eines Automobil-Prüfgel ändes »Anlaß für die vorge zogene Ausführung
beider Straßen« gewesen sei, so könne dies doch nur »zusätz liche« Gründ e für die
sohnedies zu bejahende- Erforderlichkeit der Bauvorhaben liefern 170. Der 4. Se-
nat des BVerwG pflichtete dem ,VG H zu: ..(D) ie Ersetzung einer als un gün stig er-
kannten Kreisstraße durch eine neue Trasse, die sich der Landschaft besser an-
paßt, technisch besser ausges taltet ist und insbesondere Anschluß probleme vermei -
det, (ist) als Neuplan ung gerechtfertig t t".«
Gerade wenn und weil eine abschnittswe ise Planfeststellun g zulässig ist 172, hätte
doch die kon krete Stückelung des Bund esstraßenneubaus näher auf ihre Sachan-
gemessenheit hin überp rüft werden müssen, Dafür hätte sich der Anschluß des
neuen Streckenabschnittes an das übrige Verkehrsnetz in bezug auf Anfangs- wie
auf Endpunkt angeboten I]) , Auf eine vorhandene (weiterführende) Trassenbe-
stimmung abzuheben, erscheint wegen deren man gelnder Regelungswirkung be-
denklich 17• •
bb) Im Rahmen des Rechts streits um de n AnordnungsbeschluB der oberen F1ur-
bereinigungsbehö rde sodann hielt das BVerw G dafür, -die Prüfung der enteig-
nungsrechtl ichen Voraussetzungen (sei) dem Planfeststellun gsverfahren und sei-
ner gerichtlichen Kontrolle vorbehalten . .. und (könne) im flurbereinigungsbe-
hördl ichen und -gericlu lichen Verf ahren nicht in Betracht kommen«; den Straßen
komme zudem, - soweir durch sie zugleich die, . . in Aussicht geno mmene T est-
strecke erschlossen werden soll, auch der(en) Gemeinwohlbez ug zugure« 115.
Eine (verkehrsmäßige) Erschließung von baupl anungsrechtlich relevanten Vor-
haben - die nicht im überplanten Gebiet insgesamt bestehen mu ß bzw . zu schaffen
167 Marschal/lKastn", FStcG-Komm., 4. Auf! . 1977, § 19 Rdnr.1 0; Quadflieg (Fußn. 12),
§ 87 Rd nr. 91, 95; Sechusen/Schwede(Fußn. 12), Vo rb . §§ 87 H. und § 87 Rd nr. 1; Steu" ,
FlurbG-Komm., 2. Auf! . 1967, § 87 Rd nr. 6.
169 So VGH BW, U rteil vom 15. 7. 1983 (5 S 2275/ 82), S. 15 des Umd rucks .
170 Ebd . S. 11.
171 Beschlu ß vom 1t. 9. 1984 (4 ER 300.84) , S. 9 des U md ruc ks.
172 Dazu Peine, lZ 1984, 869 (870 f.): B'Oß, DÖ V 1985,253 (256); Koda/lKrämer, Straßen-
recht, 4. Aufl. 1985, S. 859.
173 Vgl. Broß, DÖV 1985, 262 .
174 Vgl. BTOß, ebd . 257 f.; Koda/lK"j'mer(Fußn. 172), S. 909 H.
175 BVerwG E 71, 134 (f.).
ist, wohl aber zu diesem hin (s-Belange des Verkehrs«, § 1 Abs.6 Satz 2 rir. 17
BBauG)l76 - ist jedoch nur dann gesichert, wenn ausreichende Zufahrtsmöglich-
keiten zu den baulich oder sonst zu nutzenden Grundstücken, vorab zum Bebau -
ungspl angebiet überhaupt existieren (werden) 171. Straßen(abschnitte) , die diese
Funktion tatsächlich (noch) nicht erfüllen k önnen, werden aber ihre Erforderlich-
keit kaum von der Bedeutung des Projekts her legitimieren können, welches ein
Anlaß für ihre Inangriffnahme war, nicht aber die Grundlage ihrer Verwirkli-
chung. Wenn der Auftei lung der »Erschließung« in zwei - genauer: anderthalb -
Bauabschnitte die Alternative gegenübergestellt wird : nur ein ein ziges Planfeststel -
lungsverfahren für den (Bundes-)Straßenbau durchzuführen, wären die Vorausset-
zungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 FSttG zweifelhaft geworden. Ü berd ies impliziert die
(Fern-)Verkehrsfunktion der Bundesstraßen den Vorrang dieser wege rechtli ehen
Aufgabe vor der einer Erschließung anliegender Grundstücke 178. Die letztge-
nannte, sekundäre Funktion wäre zwa r etwa in einem ,Verfahren bauplanenscher
Festsetzung (innerhalb des Plangebiets) gern. § 9 Abs.7 FStrG zu bewirken 179;
derartiges wurde beim »Unternehmen Prüfgelände« aber nicht angestrebt.
b) aa) Das BVerwG geht nur recht knapp auf ein weiteres Problem ein, welches
durch die (Teil-)Aufhebung des PlanfeststeHungsbeschlusses für den ersten Ab-
schnitt der neuen Bundesstraße entstanden war 180. § 87 Abs. 3 Satz 1 FlurbG sieht
vor, das akzessorische Unternehmensflurbereinigungsverfahren »solle « dann ein-
gestellt werden, wenn zuvor das Haupt-(Planfeststellungs)Verfahren eingestell t
wurde. Ein verfahrensbeendigender Akt dieser Art ist in den diversen Planfeststel-
lungsbestimmungen nicht eigens vorgesehen, weder im Straßenrecht noch au ch in
den ggf . ergänzend anzuwendenden Vorschriften des VwVfGI81-.Da jedoch die
Durchführung eines Planfestste llungsverfahrens vom Einreichen eines Plans (§ 18
Abs . I FStrG , § 73 Abs. 1 VwVfG), einer AntragsteIlung i. S. von § 22 VwVfG re
also , abhängig ist, muß die Planfeststellungsbehörde auch tätig werden und eine
(Sach-) Entscheidung treffen, so lange der wirksame Antrag aufrechterhalten
bleibt w' . Wenn § 74 Abs. I Satz 2 i. V . mit § 69 Ab s. 3 Satz 1 VwVfG fü r das Plan-
176 Vgl. Schmidt-Aßmann, in: Emst/Zinkabn/Bielenberg (Fußn. 34)', § 1 Rdnr. 286 f.; Battisl
K raulzberger/Löh r(Fußn. 18), § 1 Rdnr.84; Schrödter(Fußn. 76) , § 1 Rdnr.24.
177 Dies liegt nicht zuletzt den Pflichten aus § 5 Abs . 6, § 9 Abs. 6 BBauG zugrunde, so Bat-
tis/Krautzberger/L öbr (Fußn. 18), § 9 Rdnr. 117.
178 Vgl. BVerwGE 48, 123 (126); BVerwG, VBIBW 1985, 332 f.
179 Dazu Ma rscha/I/Kastner (Fußn. 167), § 9 Rdnr. 9: K odaUKriimer (Fußn. 172) , S. 734 f.
und 86411.; Peine, JZ 1984, 872.
180 BVerwGE 71, 135; s. a. VGH BW, Urteil vom 6. 7.1983, S.55 de s Umdrucks (in
E5VGH 34, 24 H. nicht abged r.).
181 Quadflieg (Fußn. 12), § 87 Rdnr. 153; s. a. Kopp (Fußn. 149), § 72 Rdnr. 3,3 a; M öß/e,
BayVBI. 1982, 231 H.; Obennayer (Fußn. 148), § 72 Rdnr. 9; Marschall/Schroeler
(Fußn. 167), § 18 Rdnr . 1 a.
182 50 Kopp (Fußn . 149), §22 Rdnr . 12; s. a. Ob ennayer (Fußn. 148), §73 Rdnr. 41 H., so-
wie allg. Gusy, BayVBI. 1985,474 H.; Stelk ens, NuR 1985,213 H.
183 Kopp (Fußn. 149), § 22 Rdnr. Yl ; Ule/Laubinger, Verwaltungsverfahrensreche . 2. Aufl .
1979, S. 114: MayerlKopp, Allgemeines Verwa ltungsrechr., 5. Aufl. 1985, S. 373.
feststellungsverfahren ebenfa lls einen Abschluß »auf andere We ise« an sprechen,
mag hiernach eine Einste llungsverfüg ung zulässig sein, jedo ch nu r dann, wenn ein
Antrag nicht du rch Verwaltungsak t sachlich verbeschieden wird bzw . eine Verfah-
rensbeendigung in Form eines Vertragssch lusses erfolgt I ... . Aus § 18 d FStrG und
S77 VwVfG ist nichts anderes herzuleiten; hier geht es um die (endgültig aufgege-
bene) Durchführung eine s besta ndskräftigen Planfeststellungsbeschlusses , um ein
Stadium nach Abschluß des (ersten) förmlichen Verwaltungsverfahrens I U .
bb) Wenn da s BVerwG nun § 87 Abs. 2 F1urbG so versteht, daß allein die Ein-
leitung eines Planfests tellungsverfahrens bereits hinreichend An laß für d ie Anord-
nung einer Unternehmensfl urbere inigung biete, solange dieses (H aupt-)Verfa hre n
noch weitergeführt werden solle und dürfe, ste ht dieser Auffassung wo hl nicht
entgegen , daß der Planfeststellungs beschluß durch ein Gericht teilweise kas siert
wurde . Denn zum einen en tscheidet das verwaltungsgerich tliche Urteil nur über
die vom PlanfeslStellungsbeschluß verletzten Rechte der jeweiligen Kläg er (§ 113
Abs. I, Abs. 4 VwGO) ; allein die am Prozeß Beteiligten sind daran gebunden, und
zwar ausschließlich im Rahmen des Streitgegenstands (§ 121 i. V. m. § 63 VwGO).
Für alle and eren Planbetroffenen ist und bleibt der PlanfeslStellungsbeschlu ß be-
standskräftig-unanfechtbar t'". Freil ich begünstigt der U mstand, daß der Vorha-
bensrr äger vo n diesem Verwaltu ngsakt gegen die erfolgreichen Kläger keinen Ge-
brauch mehr mach en da rf, fakti sch auch die übrigen Beschwerten . Anderersei ts ist
gerade wegen dieses tatsächl ichen H ind erun gsgrun des de r behö rd liche Initiato r
des (Straßen-) Projekts, wenn und soweit die Verwaltungsgerichte sein bisheriges
Vorgehen nur im Detail, etw a bloß im Verfahren fehlerhaf t befunden hatten, ge-
nötigt, sich zu entscheiden, entweder vo m geplanten Neubau insgesamt Abstand
zu nehmen - und dies dann sowo hl der Anh örungs- und/oder Planfeststellungsbe-
hörde '" als auch den betroffenen Pri vaten mitzuteilen (vgl. § 69 Abs. 3 VwVfG ) -
oder aber seine Absichten den richterlichen Vorgab en angepaßt in modifizierter
Gestaltung weiter zu verfolgen. Der ursprüngliche Antrag ist - verbrauchr«; soweit
die Teil-Aufhebung reichte, darf ihm bei unverändert er Sach- und Rechtslage
nicht etwa erneut stattgegeben werden.
ce) Zur Fortführung des Neubaup ro jek ts müßte so hin ein neuer (mod ifizierter)
Antrag gestellt, ein neues Planfestst ellungsverfah ren 188 einge leitet werde n. Da mit
dürfte sich zwar das bishe rige Verfa hren insgesamt »auf an dere Weise« erledigt
haben 119 . Solange dieser Abschluß aber nicht in einem Einstellungsbesc heid Aus-
184 Vgl. Kopp (Fuß n. H 9), § 69 Rd nr . 15; Obermayer (Fuß n. 148), § 69 Rdnr. 35 mit 32.
185 U1elLa ubinger (Fuß n. 183), S. 208; O bermoyer (Fußn. 148), § 77 Rdnr. I , 6; Ma rschalU
Schrotter (Fußn. 167), § 18 d.
186 Patt ow, DVBI. 1985,369 (376).
187 FOr die AntragsrlIcknahme ist deren Zustimmung nicht erforderli ch (UleILaubinger.
Fußn.183), S. 114; O bermayer (Fußn. 148) , § 22 Rd nr.54; Kopp (Fußn.149), § 9
Rdn r. 47).
188 Ggf. fre ilich mit Vereinfachungen ; s. Paeuna, DVBI. 1985, 376.
189 Dazu Kopp (Fußn. 149) , § 9 Rdnrn. 45 H.; Obermayer (Fuß n. 148) , § 9 Rdnrn. 56 H.
Diese Wir kung (5. § 43 Abs. 2 VwVfG) bezieht sich auc h - zur Gänze - auf den ..alten«
Planfeststellung sbeschluß.
druck gefunden hat, fehlt es (noch) an einer maßgeblichen Voraussetzung dafür,
daß die obere Flurbereinigungsbehörde prüfen muß. ob ihr laufendes Verfahren
ein- (bzw. um-)zustellen ist 190. Eben wegen der im Kern beibehaltenen behördli-
chen Pläne würde hier eine förmliche Einstellung eher Verwirrung stiften, so daß
sie jedenfalls nicht geboten erscheint (s. § 10 Satz 2 VwVfG) . Vor der Aufgabe des
planfeststellungsbedürftigen Vorhabens könnten allein Zweckmäßigkeitserwägun-
gen die Verfahrensbeendigung, ggf. verbunden mit einer Teilung der Verfahrens-
gebiete nach § 8 Abs . 3 FlurbG, rechtfertigen; überd_ies soll etwa ein »Anwachsen
der Gegner der Flurbereinigung nach deren Anordnung« grundsätzlich noch kein
nachträglich eingetretener Umstand (§ 9 Abs . 1 FlurbG) sein 191.
Die obere Flurbereinigungsbehörde übt daher ihr Ermessen nicht pflichtwidrig
aus, wenn sie bis auf weiteres von einem Einstellungsbescheid absieht. Der Fall
liegt anders, wenn bereits vor dem Zeitpunkt der Anordnung einer (Unterneh -
mens-)Flurbereinigung eine gerichtliche Entscheidung ergangen war, die den vor-
gängigen Planfeststellungsbeschluß (zum Teil) aufgehoben hat w. Hier ließe sich
allenfalls erwägen, ob etwa wegen noch fehlender Rechtskraft des Erkenntnisses
im Hinblick auf die in § 87 Abs. 2 Satz 2 F1urbG getroffene Wertung der Anord-
nungsbeschluß nicht schon aus diesem Grunde rechtswidrig ergangen wäre, son-
dern trotzdem noch auf § 87 Abs. 2 Satz 1 gestützt werden könnte.
4. Auswirkungen des Veifahrensverbunds aufdie Regel-Flurbereinigung?
a) Ohne Einfluß auf die Rechtmäßigkeit der Flurbereinigungsanordnung ist
schließlich nach Ansicht des BVerwG wie des VGH Mannheim, daß "die Flurbe-
reinigung nach den §§ 1, 37 FlurbG ... ohne die gleichzeitig mit angeordneten
Verfahren ... derzeit nicht oder nicht mit der vorgesehenen Gebietsbegrenzung
angeordnet worden wäre«, denn die »im Rahmen der geplanten Neuordnung be-
absichtigte Verknüpfurig ... widerspricht ... nicht den Grundlagen der Flurberei-
nigung« 193. Wenn wegen der Freigiebigkeit der Betreiberin weder den Verfahrens-
Teilnehmern noch den nebenbeteiligten Gemeinden aus der Realisierung des Vor-
habens Prüfgelände Kosten entstünden 194, sei dies schon deshalb kein Hindernis
für die Durchführung eines Regel-Flurbereinigungsverfahrens, weil K~steninteres­
sen insoweit ohnehin normalerweise nicht von Belang seien 195. Ein bestimmtes Ge-
190 Wegen der Akzessorietät ist die Einstellung der Unternehmens-Flurbereinigung eine
»selbstverständl iche Polge« der Beendigung des Hauptverfahrens (Quadflieg [Fußn. 12],
§ 87 Rdnr. 154; Seehusen/Schwede [Fußn.12], § 87 Rdnr. 24). Der unlösbare tatsächliche
wie rechtliche Zusammenhang beider Verfahren gebietet diese Auslegung.
191 Seebusen/Scbuiede (Fußn. 12), § 9 Rdnrn. 1,6; Quadjlieg (Fußn. 12), § 9 Rdnr. 10.
192 Ebenso VGH BW im Urteil vom 6. 7.1983, S. 55 des Umdrucks (in ESVGH 34, S. 24 H.
insoweit nicht abgedr.).
193 BVerwGE 71, 138; S. 58 f. des Umdrucks der VGH-Entscheidung (in ESVGH 34,
S. 24 H. insoweit nicht abgedr.).
194 Darüber handelt auch die »Planvereinbarung« (Ziff. III 4).
195 BVerwGE 71, 137 f.; ebenso Quadjlieg (Fußn.12), § 4 Rdnc.29; SeehuseniSchwede
(Fußn. 12), § 4 Rdnr:7.
biet könne durchaus für objektiv bereinigungsbed ürfrig erachtet werden, wenn
früher bereits einmal ein Flurbereinigungsverfahren stattgefunden habe; selbst ein
arrondiert er T eilbe reich innerhalb de s Verfa hrensgebiets stehe der (Neu-) Einlei-
tung nicht entgegen 1%.
b) Nichtsdestoweniger mutet es seltsa m an, daß an eine städtebauliche Maß-
nahme, bezogen auf ein überplantes Ge biet von 614 hat und an Straßenbaup ro -
jekte mit einem Flächenbedarf von bisher ca. 20 ha ein Regel- Flurbereinigungsver -
fahren »angehä ngt.. wird , wo raus ein zu bereinigendes Ge samta real entsteht, wei-
ches mehr als da s Dreifache der beiden »Unternehmen« umfaßt. Redewendungen
von einer gebotenen »Gesamtschau« 191 reich en zur Rechtfertigung eines solch au-
ßergewöhnlich großen Verfahrensgebiets schwerlich hin . Selbst wenn die Gebiets-
abgrenzung nach § 7 Abs. I Sat z 2 FlurbG gro ßrä umig und ohne Rücksicht auf be-
stehende Gemeindegrenz en (s. § 58 Ahs.2 F1urbG) vo rge no mmen werden darf,
um den Zweck des Verfahrens möglich st vollkommen zu erre ichen 198. erscheint es
zwar angebracht. d ie einzelnen T eilnehmer je mit ih rem Gesamtbesitz - Eige n-
tums- und Pachtflächen - einbeziehen zu wo llen 199 . Wenn dies allerdings spez iell
unter Ausrichtu ng am Besitzstand der Prüfgelände-Betreibe ein erfo lgt, »die ihr
Grundeigentum außerhalb des Bereichs der Bebauungsplän e als Ersatz land für d ie
Abfindung der anderen. durch das Unt ernehmen betroffenen Teilnehmer zur Ver -
fügung stellt« 200, so wurde das behördliche Ermessen zumindest in bezug auf das
Regel-Verfahren kaum mehr pflichtgemäß gehandhabt; dessen Zweck ist hier dem
des Verfahrens nach § 144 f BBauG völlig untergeordnet, betrieben wird Folgen-
Bewältigung, aber keine planeri sche Gestaltung i. S. de s § 1 Flu rbG. Einer so lchen
wäre es »wesensfremd, Gru ndstücke nu r deswegen ein zubeziehen, um deren Ei-
gentümer vor einem Fläch enverlu st durch Enteignung zu bewahren, die sie info lge
anderer als F1urhereinigungsmaßna hmen zu erwarten haben .. 201.
c) Der VGH Baden-Württemberg überp rüfte immerhin die G ebietsabgrenzu ng
einzeln für jedes Verfahren auf ihre Vereinbarkeit mit § 7 Abs. 1 Satz 2 F1urbG .
Soweit mit dem Umstand. da ß die Grenz ziehung insgesamt primär vo m »Unter-
nehmen Prüfgel ände- bestimmt wird, begründet werden soll (te), der engere Ein-
wirkungsbereich des Straßenbaus dürfe hier ausnahmsweise überschritten werden,
um die Betreiberin nicht »zu sehr (zu) begunsrigen- 202, widerspricht dies jedoch
196 BVerw GE 71, 137; S. 58 H. des Umd ruc ks der VG H-Entsc heid ung (in ESVGH 34,
24 H. insoweit nicht abge dr. ) .
197 BVerwGE 71, 139. S. bereits oben bei Anm. 13 f.
198 Vgl. Seebwsen/Sdnoede (Fußn. 12), § 7 Rdn r. 3; Quadflieg (Fußn. 12), § 7 Rdnr. 9; Steuer
(Fußn. 167), § 7 Rdn m . 4 f.
199 So S"husen/Schw<de (Fuß n. 12), §7 Rdnc. 4; s. • . Q uadjlieg (Fuß n. 12), §7 Rdnm. 10 f.,
§ 87 Rdnc. 80, § 88 Rdnc. 9.
200 Seite 64 des Umdru cks der VGH.Entscheidung (in ESVGH 34, 24 H. insoweit nich t ab-
gedr.}.
201 Q uadjlieg (Fußn. 12), § I Rdnc.78; ähnlich Seehusen/Schwede (Fußn. 12), § I Rdn r. 7.
202 Seite 65 des Umdru cks der VG H -Entschei d ung (in ESVG H 34, 24 H. insoweit nicht ab-
gedr.) .
der Prämi sse, die Vorau ssetzungen eines jeden Verfa hrens seien gesondert zu prü-
fen . Ist Regel-Flurbereinigung So zialbindung des Eigentums und (nur) als solche
verfassungsrechtlich unbedenklich, sind U nte rne hmens-Flu rbereinigungen hin ge-
gen Enteig nunge n i. S. von Art. 14 Abs. 3 GG, so nöti gt gerade die ser grundle-
gende Unterschied zu einer eigenst änd igen Abg renz ung des jewe ilige n Verfa h-
rensgebiets?". Wenn nun aber die Area le sich insoweit überdecken kö nnen, als im
größeren Gebiet einer Regel-Flu rbereinigu ng ein oder meh rere ..U nternehmen -
mittels der daf ür speziell vorgesehenen Verfa h ren ' realisiert werd en so llen, läßt
sich diese Ko inzidenz nich t dahin aufl ösen , daß die stä rker und anders belastend e
Verfahrensan räuml ich ausgeweite t wird, bis sie mit dem Regel-Verfahrensbereich
zusa mmenfä llt. Vie lmehr schütz t die eigentumsrechtl iche Bestandsgarantie den
Gru ndstückseigner davo r, außer du rch ih rerseits rech tm äßige ..U nternehmen- in
einer Art, Weise und Intensität beeinträchtigt zu werden , die das Gesetz selbst der-
jenigen des Eigentumsentz ugs gleichsetzt. Der Versuch , um zwei überdies räum-
lich nicht einmal zusammenhängende ..Unte rnehmen- herum (und zug leich mit
bzw. nach deren Verwirk lichung) eine Regel-Flurbereinigung ins Werk zu setz en,
gerä t so in Gegensatz zu gru ndge setz liche n Vo rgaben'.
III. Schluß
Noch im Jahc 1986 will der I. Senat d es BVerfG übe r d ie Verfassu ngs beschwe rden
gegen Bebauungspläne un d Normenkontroll-Urteil zum einen, gegen die Flurbe-
reinigungsanordn ung sowie die hierzu erg angenen gerich tlichen Entscheidunge n
andererseits befinden 20•• Nicht alles , was an rechtlich Bedenklichem im Verlauf
des - Untem ehmens Prüfgel ände« sich ereignete, dürfte spezifisches Verfassungs-
recht verletzen 20S; zwei Dinge freilich scheinen klar: Das Ergebnis der Aus legung
und Anwen dung von einfachem Recht hängt hier von der verfassungskräftig fest-
gelegten Bestimmu ng von Schra nken der (z ulässige n) Soz ialbind ung des Eige n-
tum s auf der einen Seite, Grenze n einer (rec htmäßigen) Enteignung zu m andern
ab. Und: Ein N ichtbeachten der Bedeutung einer G rundrec htsgewährleis tu ng wird
nicht deshalb der verfassun gsgeri chtlichen Überp rü fung und Korrektur enthoben,
weil der Eingriff gegen Ar'. 14 Ab s. 3 Satz 3 G G genüge nde Entsc hä d igung '" er-
Folgt te).
203 Nur im Ansatz ebenso BVerv."GE 71, 139.
20-4 Sieh e oben Anm. 160.
205 Vgl. dazu Papier, BVerfG un d GG, Bd. I , 1976, S. 432 H.; Steinwedel; - Speaifisches Ver-
fassung srechte und -ei nfaches Rechr«, 1976; Gündisch, N]W 1981, 1813 H.; Scblaicb,
Das Bund esverfassun gsgericht , 1985, S. 134 ff.; Lin cke, EuG RZ 13 (1986) , 60 H.;
BVerfGE 1, 418 (420); 18, 85 (92 f.); 42,64 (72 fL); 58, 163 (167 L); 62,189 (192); 64,
389 (394); 66, 116 (131); 68, 226 (229 f.); 70, 93 (97).
206 Dazu Bryde (Fußn . 68), Rdnr. 92.
